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Corporate Identity – oder:  
Der visuelle „grüne Faden“
Die Identität der Gewerkschaft der Polizei (engl.: Corporate Identity oder CI) ist die 
Basis für die Organisationskommunikation im Innen- und Außenverhältnis. Durch 
eine durchdachte, gut strukturierte Corporate Identity hebt sich die GdP in der 
Außendarstellung positiv von anderen Gewerkschaften ab. Neben Eigenständigkeit 
vermittelt sie Mitgliedern und Beschäftigten, Ländern und Kooperationspartnern 
Sicherheit durch Beständigkeit und schafft so Vertrauen.

Von der Corporate Identity  
zum Corporate Design
Die visuelle Umsetzung der Corporate Identity erfolgt mit Hilfe dieses Corporate 
Design Manuals. Hierin sind alle zentralen Gestaltungselemente enthalten, defi-
niert und aufgeführt. So wird sichergestellt, dass sich die Gewerkschaftskommuni-
kation visuell wie aus einem Guss präsentiert, Aufmerksamkeit erzeugt und einen 
hohen Wiedererkennungswert erlangt.
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�Grundsätzliches
Das Logo der GdP setzt sich aus einer Kombination von Bildmarke (Stern) und 
Wortmarke (Schriftzug) zusammen. Damit das Logo seine optimale Wirkung ent-
falten kann, sind im Folgenden die grundsätzlichen Rahmenbedingungen für die 
Skalierung und die Positionierung des Logos aufgeführt. 

Aus diesem Grund sind Veränderungen des Logos oder das Erstellen neuer 
Varianten (z. B. zweifarbig oder mit weißer Umrandung) nicht zulässig!

Logo
Das Markenzeichen

1  Farbvarianten des Logos
Der GdP-Stern steht in drei verschiedenen Versionen zur Verfügung. Unterschied
liche Abbildungsgrößen, Trägermedien und Druckverfahren stellen ebenso unter-
schiedliche Anforderungen an die Beschaffenheit des Logos. Es ist wichtig, immer 
die passende Version des Logos für den jeweiligen Zweck zu verwenden.

4-FARBIG DREIDIMENSIONAL 
In vierfarbig gedruckten Printmedien und allen anderen 
Medien, welche diese Darstellung zulassen, sind die Dateien 
GdP-Logo quer 4c, GdP-Logo hoch 4c oder 
GdP-Logo hoch zentriert 4c zu verwenden.

1-FARBIG SCHWARZ 
In einfarbig schwarz gedruckten Printmedien sind die Dateien  
GdP-Logo quer schwarz, GdP-Logo hoch schwarz oder  
GdP-Logo hoch zentriert schwarz zu verwenden.

1-FARBIG GRÜN HKS 64 
In einfarbig grün oder zweifarbig schwarz/grün gedruckten 
Printmedien kommen die Dateien GdP-Logo quer HKS64,  
GdP-Logo hoch HKS64 oder GdP-Logo hoch zentriert HKS64  
zu verwenden.

1-FARBIG WEISS 
Insbesondere für die Verwendung auf Werbemitteln mit 
dunkler Grundfarbe sind die Dateien GdP-Logo quer weiss,  
GdP-Logo hoch weiss oder GdP-Logo hoch zentriert weiss  
zu verwenden. 
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3  Ruhezone
Um die Wirkung des Logos nicht zu beeinträchtigen und dessen Wert zu betonen, 
wird um das Logo herum eine Ruhezone definiert. Innerhalb dieser Zone dürfen 
keinerlei weitere Gestaltungselemente oder Texte platziert werden. Auch hier 
dient der innere Teil der Wortmarke als Maßstab für die Schutzzone.

2  Proportionen
Eine Abbildung nur des Sterns oder nur des Schriftzugs ist generell nicht vorgesehen. 
Sie werden stets kombiniert dargestellt. Um in der Gestaltung trotzdem flexibel 
zu bleiben, stehen zwei mögliche Kombinationen zur Wahl. Die Proportionen der 
Darstellung ergeben sich hierbei aus dem äußeren Ring des Sterns. 
Der Schriftzug „Gewerkschaft der Polizei“ ist als Wortmarke und Teil des Logos  
unveränderlich und kann lediglich im Hochformat zentriert angeordnet werden.

�QUERFORMAT 
Bei der querformatigen Darstellung 
wird der Abstand des Schriftzuges vom 
Durchmesser des inneren Teils der 
Bildmarke vorgegeben. Gleiches gilt für 
die Höhe der Wortmarke.

HOCHFORMAT 
Im Hochformat dient ebenfalls der 
Durchmesser des inneren Teils der 
Bildmarke als Vorgabe zum Abstand 
zur Wortmarke. 

Alle zulässigen Varianten des Logos sind zum Download im Mitgliederbereich des Web2Print-Portals auf  
www.gdp-print.de (Registrierung erforderlich) unter „Logos“ zu finden. 
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Logo
Das Markenzeichen

4  Hintergrund
Neben der einzuhaltenden Ruhezone wird nachfolgend eine Auswahl von  
möglichen Hintergründen definiert.

SCHWARZ 
Eine Variante bietet die Platzierung auf schwarzem Grund. 
Hierbei wird der Schriftzug in Weiß dargestellt.

GRÜN (HKS 64) 
Insbesondere für die Verwendung auf Werbemitteln mit 
grüner Grundfarbe ist das einfarbig weiße Logo vorgesehen. 

RUHIGER MOTIVHINTERGRUND 
Auch auf Hintergründen, welche die Wirkung des Logos 
nicht beeinträchtigen und das Logo einwandfrei erkennen 
lassen, ist eine Platzierung zulässig.

WEISS 
Vorzugsweise steht das Logo auf weißem Grund. 
Der starke Kontrast zwischen schwarz, grün und weiß 
bringt das Logo am besten zur Geltung.
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5  Farbmodi
Für Digital- und für Printmedien gelten unterschiedliche Parameter.  
Die Darstellung durch Digitalmedien basiert auf Licht, während Printmedien ihre 
Farbe durch Pigmente erhalten. Dementsprechend müssen für die unterschied
lichen Medien auch Dateien der zugehörigen Farbmodi verwendet werden.

6  Logovariante LSBTIQ*
Um die Akzeptanz von lesbischen, schwulen, bisexuellen, trans*- und interge-
schlechtlichen sowie queeren Menschen in allen gesellschaftlichen Bereichen zu 
fördern und der Diskriminierung von Personen der LSBTIQ*-Community entgegen 
zu wirken, wurde die Auswahl an GdP-Logos um ein GdP-LSBTIQ*-Logo ergänzt. 

DIGITALE MEDIEN  
Diese können unter anderem sein:

l Internetseiten

l PowerPoint-Präsentationen

l ePaper

l Apps

l digitale Dokumente 
 
Für digitale Medien werden aus-
schließlich Dateien im Farbmodus RGB 
verwendet.

PRINTMEDIEN  
sind beispielsweise:

l Geschäftspapiere

l Anzeigen

l Broschüren/Kataloge

l Flyer

l Werbemittel 
 
Für Printmedien werden ausschließlich 
Dateien im Farbmodus CMYK 
verwendet.

Alle zulässigen Varianten des Logos sind zum Download im Mitgliederbereich des Web2Print-Portals auf 
www.gdp-print.de (Registrierung erforderlich) unter „Logos“ zu finden. 

OHNE ERGÄNZUNG 
Das allgemeine GdP-Logo mit LSBTIQ*-Farben  
GdP-Logo quer 4c LSBTIQ neutral

MIT ERGÄNZUNG 
Das GdP-Logo mit LSBTIQ*-Farben, ergänzt um  
Landesbezirk-, Bezirk- und Bundesvorstand-Schriftzug 
GdP-Logo quer 4c LSBTIQ Bundesvorstand
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7  Unzulässige Logodarstellungen
Eine Darstellung des Logos außerhalb der in den vorangegangenen 
Kapiteln festgelegten Richtlinien ist im Rahmen eines erfolgreichen 
Corporate Design nicht zulässig.  
Hier einige Beispiele von Darstellungen, die nicht erlaubt sind.

Gewerkschaft  
der Polizei

Falsches Größenverhältnis von Stern zu Schriftzug

Gewerkschaft der Polizei

Schiftzug einzeilig 
Eine Ausnahme  
hiervon ist die  
Darstellung in  
Social Media  
Profilbildern.

Gewerkschaft  
der Polizei

Schiftzug links am Stern

Gewerkschaft  
der Polizei

Verzerrtes Logo

GEWERKSCHAFT  
DER POLIZEI

Schriftzug in Großbuchstaben

Angeschnittener Stern oder Schriftzug

Platzierung auf unruhigen Hintergründen

Logo
Das Markenzeichen
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Logo
Personengruppen-Logos

Um die Individualität der Personengruppen zu gewährleisten und gleichzeitig ein 
einheitliches Erscheinungsbild innerhalb der GdP zu erreichen, wird den Logos der 
Personengruppen eine Haarlinie als gleichbleibendes Gestaltungselement hinzu-
gefügt, welche die Logos mit dem Schriftzug „Gewerkschaft der Polizei“ verbindet. 

3  Frauengruppe

2  JUNGE GRUPPE (GdP)

1  Seniorengruppe

Alle zulässigen Varianten des Logos sind zum Download im Mitgliederbereich des Web2Print-Portals auf 
www.gdp-print.de (Registrierung erforderlich) unter „Toolbox“ zu finden. 
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Typografie
Wort und Schrift

1  Schriftarten und Schriftschnitte
Elementarer Bestandteil eines erfolgreichen Corporate Designs sind feste Regeln 
bei der Typografie. Die Schriftarten der GdP sind so gewählt, dass deren Verfüg-
barkeit auf sämtlichen Betriebssystemen, in Office-Anwendungen und im Internet 
gleichermaßen gewährleistet ist. 
Calibri ist die allgemeine Hausschrift der GdP. Auch der Schriftzug des Logos ist 
in Calibri gesetzt. Somit prägt sie das Gesicht der GdP maßgeblich und wird – mit 
Ausnahme der Tahoma für Headlines – ausschließlich angewandt.

Alle Texte werden ausschließlich als linksbündiger Flattersatz gesetzt. 
Flattersatz wirkt locker, lebendig und ergibt durch stets gleich große 
Wortzwischenräume ein einheitliches Schriftbild.  
Zudem entfallen die beim Blocksatz eventuell notwendigen manuellen 
Ausgleichsarbeiten bei Wortzwischenräume und Trennungen.

 nur für Headlines
 �schwarz oder weiß
 �empfohlen wird mindestens 
doppelte Schriftgröße der 
Subheadline

Tahoma Bold ABCDEFGHIJKLMNOPQRSTUVWXYZÄËÖÜ 
abcdefghijklmnopqrstuvwxyzäëöüá 
1234567890 [{}(,.;:!?&ß-*@)]ƒ

 �für Subheadlines und Fließtexte
 HKS 64 oder Schwarz

Calibri Regular ABCDEFGHIJKLMNOPQRSTUVWXYZÄËÖÜ 
abcdefghijklmnopqrstuvwxyzäëöü 
1234567890 [{}(,.;:!?&ß-*@)]ƒ

 �nur für Fließtexte  
z. B. Zitate, Fußnoten etc.

 immer in schwarz

Calibri Regular Italic ABCDEFGHIJKLMNOPQRSTUVWXYZÄËÖÜ 
abcdefghijklmnopqrstuvwxyzäëöü 
1234567890 [{}(,.;:!?&ß-*@)]ƒ

 �für Subheadlines und Fließtexte
 �HKS 64 oder schwarz

Calibri Bold ABCDEFGHIJKLMNOPQRSTUVWXYZÄËÖÜ 
abcdefghijklmnopqrstuvwxyzäëöü 
1234567890 [{}(,.;:!?&ß-*@)]ƒ

 �nur für Fließtexte 
z. B. Hervorhebungen

 �immer in schwarz

Calibri Bold Italic ABCDEFGHIJKLMNOPQRSTUVWXYZÄËÖÜ 
abcdefghijklmnopqrstuvwxyzäëöü 
1234567890 [{}(,.;:!?&ß-*@)]ƒ

Schrift Zeichen Anwendung
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Farbe
Generell und individuell

1  Farbtöne generell
In diesem Kapitel sind die GdP-Hausfarben im Rahmen der gängigen Farbpaletten 
definiert. Grundsätzlich nutzt die GdP im Rahmen des Corporate Designs vier Haupt-
farben und drei Akzentfarben der Personengruppen.  

2  Farbtöne Personengruppen
Zusätzlich verfügt jede GdP-Personengruppe über eine eigene Akzentfarbe  
zur Individualisierung ihrer Layouts.

HKS K 4
Pantone 7406

Cyan 	 0 
Magenta	 20 
Yellow	 100 
Key	 0

Rot 	 255 
Grün	 204 
Blau	 0 
Farbcode	 ffcc00

GELB

Cyan 	 0 
Magenta	 60 
Yellow	 100 
Key	 0

Rot 	 238 
Grün	 114 
Blau	 0 
Farbcode	 ee7203

ORANGE

HKS K 27
Pantone 226

Cyan 	 0 
Magenta	 100 
Yellow	 0 
Key	 0

Rot 	 230 
Grün	 0 
Blau	 126 
Farbcode	 e6007e

MAGENTA

HKS K 8
Pantone 165

HKS K 64
Pantone 355

Cyan 	 85 
Magenta	 0 
Yellow	 100 
Key	 0

Rot 	 0 
Grün	 161 
Blau	 58 
Farbcode	 00a13a

GRÜN

HKS K 42
Pantone Reflex Blue

Cyan 	 100 
Magenta	 85 
Yellow	 0 
Key	 0

Rot 	 33 
Grün	 58 
Blau	 143 
Farbcode	 213a8f

BLAU

Cyan 	 0 
Magenta	 0 
Yellow	 0 
Key	 100

Rot 	 33 
Grün	 33 
Blau	 37 
Farbcode	 212125

SCHWARZ

20% HKS K 64
20% Pantone 355

Cyan 	 18 
Magenta	 0 
Yellow	 20 
Key	 0

Rot 	 223 
Grün	 236 
Blau	 215 
Farbcode	 dfecd7

HELLGRÜN

CMYK RGB Volltonfarben

CMYK RGB Volltonfarben

Seniorengruppe

Primäre Hausfarbe

Sekundäre Hausfarbe

JUNGE GRUPPE

Frauengruppe
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3. Aus- und Fortbildung

4. Einsatzangelegenheiten

Die	föderale	Polizeilandschaft	hat	ihre	Auswirkungen	auch	auf	die	
Aus-	und	Fortbildung	der	Bereitschaftspolizeien	von	Bund	und	
Ländern.	Unterschiedliche	Fortbildungsintervalle	und	-intensitäten,	
ungleiche Anteile von Fortbildungszeiten an der Gesamtarbeitszeit 
sowie	verschiedene	Trainingssysteme	haben	nicht	nur	voneinander	
abweichende	Fortbildungsstände	zur	Folge,	sondern	auch	Unter-
schiede	im	Einsatzwert	der	Einheiten.		

Die Fortbildungskonzepte sind selten bis gar nicht vereinheitlicht, 
lediglich	bestehende	Polizeidienstvorschriften	(PDV)		garantieren	
noch	ein	Mindestmaß	an	grundsätzlicher	Gemeinsamkeit.	Exempla-
risch	deutlich	wird	dies	bei	der	Handhabung	der	Thematik	„Vorge-
hen	bei	(multiplen)	Terroranschlägen“.	Obwohl	es	in	Teilbereichen	
Handlungsanweisungen	oder	Konzeptionen	mit	unterschiedlichen	
Fortbildungs inhalten bei einzelnen Länderpolizeien und der Bundes-
polizei gibt, fehlt es an bundeseinheitlichen Standards. 

Auch	die	Gewährleistung	einheitlicher	Standards	und	die	Bereit-
stellung gleicher Ausstattungen über die Funktion des Inspekteurs 
der	Bereitschaftspolizeien	der	Länder	gestalten	sich	in	der	Praxis,	
insbesondere im Bereich der Vereinheit lichung bereitschaftspolizei-
lich	notwendiger	Aus-	und	Fortbildungen,	sehr	schwierig.	

Ebenso	erweist	sich	die	Qualifizierung	von	Führungskräften	un-
terschiedlicher Führungsebenen als uneinheitlich. Die Bandbreite 
reicht hier von fehlenden Fortbildungsangeboten über vereinzelt 
durchgeführte	Seminare	bzw.	Lehrgänge	von	unterschiedlicher	
Dauer und Qualität bis hin zu strukturierten Lehrgängen mit ent-
sprechender Qualifikationsaussage. Dies hat zur Folge, dass sich die 

Bereitschaftspolizeieinheiten	sind	vorrangig	zur	Bewältigung	von	
polizeilichen Großlagen aufzustellen und vorzuhalten. Diese Lagen 
unterscheiden sich in hohem Maß von den Einsatzlagen des Einzel-
dienstes	sowohl	in	den	anzuwendenden	Taktiken	als	auch	in	den	
Anforderungen an die eingesetzten Kräfte. Auch die Rahmenbedin-
gungen	solcher	Einsätze	weichen	deutlich	von	den	Einsatzanlässen	
des täglichen Dienstes ab.

Die	Bereitschaftspolizei	gilt	im	Polizeigefüge	zu	Recht	als	Feuerwehr	
der Inneren Sicherheit. Hierfür muss sie angemessen ausgerüstet 
sowie	personell	gut	aufgestellt	und	fortgebildet	werden.	Um	ihren	
professionellen	Einsatzwert	zu	erhalten,	muss	sie	vordergründig	in	
ihrem	Hauptaufgabenfeld	eingesetzt	werden.	Nur	auf	der	Basis	hier	
gewonnener	Erfahrungen	kann	eine	weitere	Professionalisierung	
der	Bereitschaftspolizei	erfolgen.	Zur	Erhaltung	der	Leistungsfähig-
keit	der	Bereitschaftspolizeien	gilt	daher	folgende	Prioritätenrei-
hung:

1.	Bereitstellung	für	Großeinsätze
2.	Teilnahme	an	Fortbildungsmaßnahmen	
3.		Einsätze	zur	Unterstützung	der	Alltags	organisation 

4.2	Geschlossene	Einheiten

Da bestimmte polizeiliche Lagen nicht durch die Kräfte der polizei-
lichen	Alltagsorganisation	zu	bewältigen	sind,	ist	das	Vorhalten	ge-
schlossener Einheiten, die für diese Form des Einsatzes besonders 
ausgerüstet und trainiert sind, unerlässlich. Trotz dieser Erkenntnis 
haben	der	Bund	und	die	Länder	weitere	Einheiten	aufgestellt,	die	
im Bedarfsfall aufgerufen und mit geschlossenen Aufträgen betraut 
werden.	Der	Bund	hat	z.	B.	für	kurzfristige	Unterstützungsbedarfe	
in	seinem	eigenen	Aufgabenbereich	zusätzlich	„Mobile	Kontroll-	
und	Überwachungseinheiten“	(MKÜ)	etatisiert,	die	zwar	in	ihrer	
konzeptionellen Ausrichtung aus Angehörigen des Einzeldienstes 
zusammengesetzt	sind,	jedoch	auch	geschlossen	eingesetzt	werden	
können. 

Diese Einheiten verfügen infolge ihrer grundsätzlichen Ausrichtung 
auf	den	Einzeldienst,	insbesondere	aufgrund	von	abweichenden	
Strukturen	und	in	Teilen	nur	bedingt	geeigneter	Ausstattung	sowie	
einer geringeren Einsatzerfahrung bei komplexen	Großlagen,	über	
einen niedrigeren „geschlossenen“	Einsatzwert	als	gut	trainierte	und	
erfahrene Einsatzeinheiten der Bereitschaftspolizei. 

Aufgrund der personellen Unterdeckung in den Bereitschaftspoli-
zeien	von	Bund	und	Ländern	werden	häufig	mehrere Teileinheiten 
zusammengeführt, sodass sogenannte	„Patchwork-	bzw.	Misch-
einheiten“	entstehen.	Da	dies	zu	einer	weiteren	Reduzierung	
des	Einsatzwertes	führt,	ist	die	Zusammenführung	grundsätzlich	
abzulehnen.

4.3 Einsatzbewältigung

4.3.1 Führung
Polizeiliche	Alltagsaufgaben,	Kriminalitätsbekämpfung	und	die	
Übernahme	geschlossener	Einsätze	sind	verschiedene,	mit	jeweils	
besonderen	Problemstellungen	behaftete	Einsatzaufträge,	die	
unterschiedliche Fertigkeiten erfordern. 

Nicht jede „örtlich zuständige“ Dienststelle ist – anders als im Rahmen 
von	Einsätzen	in	der	AAO	–	personell,	fachlich	und	strukturell	in	der	
Lage,	polizeiliche	Großeinsätze	umfassend	zu	leiten.	Dies	kann	sowohl	
innerhalb	der	Polizeibe	hörde	als	auch	im	öffentlichen	Raum	erhebli-
che	Auswirkungen	haben.	Daher	ist	es	sinnvoll,	sich	bei	der	Übertra-
gung	der	Einsatzverantwortung	von	der	bisherigen	Vorstellung	der	
örtlichen	Gesamtverantwortung	zu	lösen.	Führungs	erfahrung	und	
Führungsverantwortung	sind	erforderlich,	um	komplexe	Großlagen	
erfolgreich	zu	bewältigen.	Bei	Großlagen	mit	zu	erwartender	Betei-
ligung von Bereitschaftspolizeikräften empfiehlt es sich daher, die 
örtlich	zuständige	Polizeiführung	bereits	in	der	Einsatzvorbereitung	
durch	bereitschaftspolizeilich	erfahrene	Einsatz-	bzw.	Führungskräfte	
zu unterstützen. Die Bereitschaftspolizei hält für derartige Anlässe 
permanent	Führungsstäbe	und	-gruppen	zur	Verfügung.	

4.3.2	Durchführung
In	der	PDV	100	sind	unter	anderem	die	Allgemeinen		Führungs- und 
Einsatzgrundsätze	für	die	gesamte	deutsche	Polizei	festgeschrieben.	
Diese	Vorschrift	entfaltet	ihre	Wirkung	für	alle	Beschäftigten	in	der	
Polizei	und	kann	daher	zu	Recht	als	gemeinsame	Ausgangs-	und	
Wertebasis	angesehen	werden.	

Bereitschaftspolizeiliche Einsätze erfordern eine  fundierte und 
kalendermäßige	Vorbereitung,	in	die	Einsatz-	und	Erfahrungswerte,	
Verfügbarkeiten und die Leistungsfähigkeit geschlossener Einheiten 
genauso	einfließen	müssen	wie	die	Auswertung	des	Auftrages	oder	
die Beurteilung des polizei lichen Anlasses. So gilt auch bei Sofortla-
gen,	wie	z.	B.	Terror-,	CBRN-	oder	Amoktaten,	größeren	Schadens-
lagen	oder	Unfällen,	die	aufgrund	ihrer	Dynamik	und	Komplexität	
eine besondere Herausforderung darstellen, dass spezifische, 
abgestimmte und vorausschauende Vorbereitungen zu treffen sind, 
die	regelmäßig	auf	ihre	Wirksam-	und	Umsetzbarkeit	hin	überprüft	
werden	müssen.

Wird	die	Polizei	der	an	sie	gestellten	Erwartung	und	ihrer	Verant-
wortung	nicht	gerecht,	droht	ein	erheblicher	Vertrauensverlust	
der Bevölkerung in die Institutionen und die Funktionsfähigkeit des 
Staates. Eine personelle und materielle Überdimensionierung von 
Einsätzen im Sinne einer „Vollkaskomentalität“ ist genauso abzuleh-
nen	wie	die	Hinnahme	steigender	Belastungen	und	Gefährdungen	
aufgrund einer personellen Unterdeckung. 

Bereitschaftspolizeien auch im Be-
reich	der	Aus-	und	Fortbildung	
weiter	auseinanderentwickeln.	

Um	diese	Entwicklung	zu	
stoppen, muss schnellstmög-
lich eine zentrale, bundes-
weite	und	länderübergreifen-
de Fortbildungseinrichtung 
für alle Bereitschaftspolizeien 
geschaffen	werden.	Ein	solches	
bundesweites	Kompetenzzentrum	
sollte jedoch nicht nur der einheitlichen 
Erarbeitung, Erprobung und Übung von Einsatzkonzeptionen für 
die Bereitschafts polizeien dienen, sondern auch zur einheitlichen 
Vermittlung und Erlangung von Führungsqualifikationen beitragen 
sowie	regelmäßige	Fortbildungen	operativer	Bereitschaftspolizei-
einheiten auf der Basis aktueller Lageerkenntnisse und Einsatzer-
fahrungen ermöglichen.

Um	eine	professionelle	Aufgabenwahrnehmung	und	-bewältigung	
im	geschlossenen	Einsatz	gewährleisten	zu	können,	müssen	ent-
sprechende, speziell auf die Anforderungen an Bereitschaftspolizis-
tinnen und Bereitschaftspolizisten ausgerichtete Fortbildungsmög-
lichkeiten bestehen. Der Anteil der zu garantierenden Fortbildung 
an	der	Gesamtdienstzeit	für	Bereitschaftspolizeien	darf	dabei	20	
Prozent	nicht	unterschreiten	und	muss	bei	Spezialkräften	sogar	
höher ausfallen.

Bereitschaftspolizeifremde Aufgaben ohne besonderen Anlass, 
die nicht die auf Geschlossenheit ausgerichtete Führungsstruktur 
erfordern	(zum	Beispiel	Grenz-	oder	Verkehrskontrollen,	Ermitt-
lungsunterstützungen, Abschiebungen/Rückführungen, Streifen-
dienste,	Aufgaben	des	Personen-	oder	Objektschutzes)	müssen	
unter	Einhaltung	der	Prioritätenreihenfolge	auf	ein	verträgliches	
Maß	begrenzt	werden.	Das	gilt	auch	für	Abordnungen	in	andere	
Aufgabenbereiche. Grundsätzlich hat dies jedoch unter Nutzung 
der geschlossenen Führungsstrukturen zu erfolgen.

Der	Leistungswert	der	Bereitschaftspolizei	darf	nicht	aus	
Kostengründen	verringert	werden.	Die	Aufstellung	von	Misch-
einheiten	oder	der	Einsatz	von	Alarmeinheiten	ist	erst	dann	in	
Erwägung	zu	ziehen,	wenn	die	Kräfte	der	Bereitschaftspolizei	
nicht	mehr	in	ausreichender	Gliederung	und	Anzahl	zur	Verfü-
gung stehen.

Der beste Weg zur Einsatzbewältigung liegt in der Einrichtung 
einsatzerfahrener,	trainierter	und	routinierter	Führungsorgane	
innerhalb	der	Bereitschaftspolizei,	die	den	Verantwortlichen	
vor	Ort	zeitgerecht	unterstellt	und	mit	der	Abwicklung	des	
Einsatzes	beauftragt	werden.	Hierfür	haben	u.	a.	der	Bund	und	
einzelne	Bundesländer	ihre	eigenen,	sachlichen	Zuständigkei-
ten bereits geändert.

Um	für	die	beteiligten	Einsatzkräfte	in	allen	Phasen	eines	
Einsatzes	eine	professionelle	Durchführung	zu	gewährleisten,	
sind	die	rechtlichen	Rahmenbedingungen	in	den	Ländern	so	zu	
gestalten,	dass	eine	eigenständige	Einsatzführung	in	polizeili-
chen	Großlagen	durch	die	Bereitschaftspolizei	ermöglicht	wird.	
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2. Personalmanagement
Mit	dem	Reformmodell	„Bereitschaftspolizei	2000“	wurde	in	einem	
von Vertreterinnen und Vertretern des Bundes und der Länder erar-
beiteten	und	von	der	Innenministerkonferenz	bereits	im	Jahr	1996	
beschlossenen	Konzept	festgeschrieben,	wie	die	Organisationsform	
einer	modernen	Bereitschaftspolizei	aussehen	soll,	welche	Aufga-
ben	sie	wahrzunehmen	hat	und	welche	Führungs-	und	Einsatzmittel	
vom	Bund	für	deren	Erledigung	zur	Verfügung	gestellt	werden.

Die	Reformbeschlüsse	wurden	u.	a.	mit	der	Neugestaltung	des	
Organisations-,	Gliederungs-	und	Dienstpostenplanes	für	die	Be-
reitschaftspolizeien der Länder umgesetzt. Dieser organisatorische 
Rahmen definiert die personellen Mindestanforderungen, die für 
die	Kompatibilität	von	Führungsstäben	und	-gruppen	sowie	für	alle	
Einsatzeinheiten der Bereitschafts polizeien des Bundes und der 
Länder unverzichtbar sind.

Eine Hundertschaft der Bereitschaftspolizei als maßgeb liche Aus-
führungsebene im geschlossenen Einsatz kann eine effektive und 
vor	allem	qualifizierte	Einsatzbewältigung	nur	ermöglichen	sowie	
eine professionelle Unterstützung bei Einsätzen aus besonderem 
Anlass, insbesondere bei länder übergreifenden Einsätzen, nur 
gewährleisten,	wenn	sie	über	gut	ausgebildete	und	trainierte	Ein-
satzkräfte in einer einsatztaktischen Mindeststärke von 123 Kräften 
in einheitlicher Gliederung verfügt. Stehende Einsatzeinheiten der 
Bereitschaftspolizei zugunsten von Aufrufeinheiten (Alarmhundert-
schaften/Alarmeinheiten des polizeilichen Einzeldienstes) personell 
zu reduzieren oder stehende Einheiten der Bereitschaftspolizei 
mit Aufrufeinheiten gemeinsam als sog. Mischeinheiten einzuset-
zen, verbietet sich daher von selbst. Vielmehr ist mittelfristig eine 
einsatztaktische Mindeststärke von 145 Kräften anzustreben, um 
die	immer	kleinteiliger	und	vielfältiger	werdenden	Anforderungen	
an	eine	erfolgreiche	Bewältigung	von	Einsatzlagen	auch	in	Zukunft	
sicher erfüllen zu können.

Bereitschaftspolizeien benötigen ein systematisches und modernes 
Personalmanagement.	Wie	in	anderen	Bereichen	der	öffentlichen	

Verwaltung	müssen	auch	bei	der	Bereitschaftspolizei	zielführende	
Personalgewinnungs-	und	transparente	Personalentwicklungskon-
zepte, Möglichkeiten zur individuellen Karriereplanung, Konzepte 
zur	Führungskräfteentwicklung	sowie	schlüssige	und	von	den	
Mitarbeiterinnen	und	Mitarbeitern	mitgetragene	Anschlussverwen-
dungsprogramme	eingeführt	werden.

Die	in	den	Verwaltungsabkommen	aller	Länder	getroffene	Verein-
barung über eine Mindeststandzeit in den Einsatzeinheiten von drei 
Jahren	muss	endlich	realisiert	werden.	Häufige	Personalwechsel	

Durch die gestiegenen Anforderungen und Belastungen und vor 
dem	Hintergrund	des	Umfanges,	der	Vielfältigkeit	und	der	Schwie-
rigkeit	der	von	der	Bereitschaftspolizei	zu	bewältigenden	Aufgaben	
sowie	des	hohen	Gefahrenpotenzials	haben	sich	auch	die	Ansprü-
che	an	das	Qualifikations-	und	Kompetenzniveau	erhöht.

Permanente	Gesundheitsgefährdungen	aufgrund	zunehmender	
Gewaltbereitschaft	gegenüber	der	Polizei	sowie	einer	Vielzahl	an	
konfliktträchtigen Einsatzanlässen, schlechte soziale Rahmenbedin-
gungen	und	der	Wandel	in	der	bereitschaftspolizeilichen	Aufga-
benerledigung	mit	einem	ständigen	Zuwachs	an	Verantwortung	
und	Selbständigkeit	sind	klare	Argumente	für	die	Zuordnung	der	
Tätigkeit des Bereitschaftspolizisten zum gehobenen und höheren 
Dienst. 

Die	zweigeteilte	Laufbahn	muss	endlich	bundesweit	umgesetzt	
werden.	Dabei	sind	Stellenhebungen	für	Bereitschaftspolizeiange-
hörige auf Sachbearbeiterebene mit Beförderungsmöglichkeit bis 
A11 vorzunehmen und bereitschaftspolizeiliche Hierarchien bei der 
Ausweisung	der	Stellenpläne	für	Gruppen-,	Trupp-,	Zug-,	Einheits-	
und	Hundertschafts-	sowie	für	Abteilungsführer	und	-führerinnen	
sowie	deren	Funktionspersonal	entsprechend	zu	beachten	und	auf	
allen Ebenen anzuheben.

aufgrund kurzer Standzeiten führen zu einer Verschlechterung des 
Einsatzwertes	und	gefährden	die	Funktionsstabilität	der	Einsatzein-
heiten. Hinzu kommt, dass auch die Ausbildungskosten in dieser 
Zeit	nicht	amortisiert	werden	können.	Dementsprechend	sollten	
Verlängerungen	der	Verweilzeit	auf	mindestens	fünf	Jahre	für	Kräf-
te mit spezialisierter	Fortbildung,	wie	z.	B.	in	den	Beweissicherungs- 
und	Festnahmeeinheiten	sowie	in	Technischen	Einsatzeinheiten,	
ermöglicht	werden.

Die Führungspositionen in den operativen Einheiten der Bereit-
schaftspolizeien	müssen	neigungsadäquat	besetzt	werden.	Eine	
anforderungsgerechte, bereitschaftspolizei spezifische Qualifikation 
sowie	eine	hohe	Aufgabeniden	tifikation	sind	hierbei	zwingend	
erforderlich.	Eine	Vorverwendung	in	Führungsfunktionen	einer	
niedrigeren Hierarchieebene innerhalb einer Einsatzeinheit muss 
sich	dabei	förderlich	auswirken.

Vor	dem	Hintergrund	der	in	der	Praxis	in	vielen	Einsatzeinheiten	
bereits eingeführten Truppstruktur müssen die dadurch neu ent-
standenen Dienstposten des Truppführers und des stellvertretenden 
Truppführers	ebenfalls	aufgewertet	werden.	Bestehende	bundes-
einheitlich	geltende	Vorschriften	wie	z.	B.	die	PDV	201	und	PDV	202	
sind	entsprechend	anzupassen.	Zudem	müssen	sich	die	qualitativen,	
vielfältigen und umfangreichen Anforderungen, die auch an die Ta-
rifbeschäftigten	innerhalb	der	Bereitschaftspolizei	gestellt	werden,	
positiv	auf	die	Eingruppierung	und	die	Bezahlung	auswirken.

Nur stehende Einsatzeinheiten der Bereitschaftspolizei bieten 
durch	Einheitlichkeit,	Kompatibilität	und	Homogenität	in	
Stärke, Gliederung, Organisation, Ausbildungsstand, takti-
schem Vorgehen und Mittelausstattung die Gewähr für eine 
sachgerechte Aufgabenerfüllung im geschlossenen Einsatz und 
erreichen den geforderten Einsatzwert.

Bei der Verwendung von Einsatzkräften der Bereitschafts-
polizei für den polizeilichen Einzeldienst müssen die Länder 
entsprechend ihrer Verpflichtung aus den jeweiligen Verwal-
tungsabkommen	bzw.	der	Bund	sicherstellen,	dass	diese	Kräfte	
bei aktuellen Anlässen bzw. Sofortlagen auch kurzfristig als 
geschlossene Einheit unter einheitlicher Führung in den Einsatz 
entsendet	werden	können.

In	allen	Bereitschaftspolizeien	sind	Konzepte	zur	Anschlussver-
wendung für die aus den Einheiten ausscheidenden Einsatz-
kräfte	zu	etablieren.	Maßnahmen	zur	Erhöhung	der	individu-
ellen	Verwendungsbreite	sind	betroffenen	Angehö	rigen	der	
Einsatzeinheiten rechtzeitig vor dem Ausscheiden  
zu	ermöglichen.

Seit	Veröffentlichung	des	Kienbaum-Gutachtens	im	Jahr	1991	
ist die Forderung der Gewerkschaft der Polizei nach Einführung 
und konsequenter Umsetzung der zweigeteilten Laufbahn bei 
der Polizei und somit auch bei den Bereitschaftspolizeien des 
Bundes und der Länder in mehreren Ländern als berechtigt 
anerkannt und umgesetzt worden.
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1  Printmedien
Zentrales Element des Corporate Designs bildet die Kombination aus grüner und 
blauer Farbfläche, wobei der Grünanteil deutlich dominieren muss. Dieses Ele-
ment lässt sich problemlos auf alle denkbaren Formate und Medien übertragen.  

2. Personalmanagement
Mit	dem	Reformmodell	„Bereitschaftspolizei	2000“	wurde	in	einem	von	Vertre-
terinnen	und	Vertretern	des	Bundes	und	der	Länder	erarbeiteten	und	von	der	
Innenministerkonferenz	bereits	im	Jahr	1996	beschlossenen	Konzept	festge-
schrieben,	wie	die	Organisationsform	einer	modernen	Bereitschaftspolizei	aus-
sehen	soll,	welche	Aufgaben	sie	wahrzunehmen	hat	und	welche	Führungs-	und	
Einsatzmittel	vom	Bund	für	deren	Erledigung	zur	Verfügung	gestellt	werden.

Die	Reformbeschlüsse	wurden	u.	a.	mit	der	Neugestaltung	des	Organisations-,	
Gliederungs-	und	Dienstpostenplanes	für	die	Bereitschaftspolizeien	der	Länder	
umgesetzt.	Dieser	organisatorische	Rahmen	definiert	die	personellen	Mindestan-
forderungen,	die	für	die	Kompatibilität	von	Führungsstäben	und	-gruppen	sowie	
für	alle	Einsatzeinheiten	der	Bereitschafts	polizeien	des	Bundes	und	der	Länder	
unverzichtbar	sind.

Eine	Hundertschaft	der	Bereitschaftspolizei	als	maßgeb	liche	Ausführungsebe-
ne	im	geschlossenen	Einsatz	kann	eine	effektive	und	vor	allem	qualifizierte	
Einsatzbewältigung	nur	ermöglichen	sowie	eine	professionelle	Unterstützung	
bei	Einsätzen	aus	besonderem	Anlass,	insbesondere	bei	länder	übergreifenden	
Einsätzen,	nur	gewährleisten,	wenn	sie	über	gut	ausgebildete	und	trainierte	
Einsatzkräfte	in	einer	einsatztaktischen	Mindeststärke	von	123	Kräften	in	ein-
heitlicher	Gliederung	verfügt.	Stehende	Einsatzeinheiten	der	Bereitschaftspolizei	
zugunsten	von	Aufrufeinheiten	(Alarmhundertschaften/Alarmeinheiten	des	
polizeilichen	Einzeldienstes)	personell	zu	reduzieren	oder	stehende	Einheiten	der	
Bereitschaftspolizei	mit	Aufrufeinheiten	gemeinsam	als	sog.	Mischeinheiten	ein-
zusetzen,	verbietet	sich	daher	von	selbst.	Vielmehr	ist	mittelfristig	eine	einsatz-
taktische	Mindeststärke	von	145	Kräften	anzustreben,	um	die	immer	kleinteiliger	
und	vielfältiger	werdenden	Anforderungen	an	eine	erfolgreiche	Bewältigung	von	
Einsatzlagen	auch	in	Zukunft	sicher	erfüllen	zu	können.

Bereitschaftspolizeien	benötigen	ein	systematisches	und	modernes	Personalma-
nagement.	Wie	in	anderen	Bereichen	der	öffentlichen	Verwaltung	müssen	auch	
bei	der	Bereitschaftspolizei	zielführende	Personalgewinnungs-	und	transparente	
Personalentwicklungskonzepte,	Möglichkeiten	zur	individuellen	Karriereplanung,	
Konzepte	zur	Führungskräfteentwicklung	sowie	schlüssige	und	von	den	Mitar-
beiterinnen	und	Mitarbeitern	mitgetragene	Anschlussverwendungsprogramme	
eingeführt	werden.

Die	in	den	Verwaltungsabkommen	aller	Länder	getroffene	Vereinbarung	über	
eine	Mindeststandzeit	in	den	Einsatzeinheiten	von	drei	Jahren	muss	endlich	
realisiert	werden.	Häufige	Personalwechsel	aufgrund	kurzer	Standzeiten	führen	
zu	einer	Verschlechterung	des	Einsatzwertes	und	gefährden	die	Funktionsstabili-
tät	der	Einsatzeinheiten.	Hinzu	kommt,	dass	auch	die	Ausbildungskosten	in	dieser	
Zeit	nicht	amortisiert	werden	können.	Dementsprechend	sollten	Verlängerungen	
der	Verweilzeit	auf	mindestens	fünf	Jahre	für	Kräfte	mit	spezialisierter	Fort-
bildung,	wie	z.	B.	in	den	Beweissicherungs-	und	Festnahmeeinheiten	sowie	in	
Technischen	Einsatzeinheiten,	ermöglicht	werden.

Die	Führungspositionen	in	den	operativen	Einheiten	der	Bereitschaftspoli-
zeien	müssen	neigungsadäquat	besetzt	werden.	Eine	anforderungsgerechte,	
bereitschaftspolizei	spezifische	Qualifikation	sowie	eine	hohe	Aufgabeniden-
tifikation	sind	hierbei	zwingend	erforderlich.	Eine	Vorverwendung	in	Führungs-
funktionen	einer	niedrigeren	Hierarchieebene	innerhalb	einer	Einsatzeinheit	
muss	sich	dabei	förderlich	auswirken.

Nur stehende Einsatzeinheiten der Bereitschaftspolizei bieten durch Einheit-
lichkeit, Kompatibilität und Homogenität in Stärke, Gliederung, Organisa-
tion, Ausbildungsstand, taktischem Vorgehen und Mittelausstattung die 
Gewähr für eine sachgerechte Aufgabenerfüllung im geschlossenen Einsatz 
und erreichen den geforderten Einsatzwert.

Bei der Verwendung von Einsatzkräften der Bereitschaftspolizei für den po-
lizeilichen Einzeldienst müssen die Länder entsprechend ihrer Verpflichtung 
aus den jeweiligen Verwaltungsabkommen bzw. der Bund sicherstellen, 
dass diese Kräfte bei aktuellen Anlässen bzw. Sofortlagen auch kurzfristig 
als geschlossene Einheit unter einheitlicher Führung in den Einsatz entsen-
det werden können.

In allen Bereitschaftspolizeien sind Konzepte zur Anschlussverwendung für 
die aus den Einheiten ausscheidenden Einsatzkräfte zu etablieren. Maßnah-
men zur Erhöhung der individuellen Verwendungsbreite sind betroffenen 
Angehö rigen der Einsatzeinheiten rechtzeitig vor dem Ausscheiden zu 
ermöglichen.
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Betreff

Sehr geehrte Frau Musterfrosch,

Nam harcimusam voluptas ipsanti oribusae ium et exerum que litasinvelit in pliqui  
te voloresed ea dempellescia sit eatur?

Obitiam quis autecep eribusdam, explabo. Occabo. Ent quas ipsum faccum aut experuptas necust, alique 
nisqui doluptatecat acepudi tisque et dentius milliqui sitio estist mintiunt officim usdamus estiaeptate 
nemped minis sedi di asperiam etur, sam voluptatia et exerere quam issimet inullesequis aut optaturem 
est qui bla cone ventibeatquo tem eost, simpori taesenis et magnatincti unt, aliassi vellaut aspisi odip-
sam, consecu scipsame officius aut exeribus moluptiatio odipsam, sit latiae. Ut qui dolo moluptatur sum 
doluptiae repudae nonsequi dolorem pernatis doluptatur sequi inum sundaesenet res in et, saperum, es 
eum re de verum eicia quunt facerna tibusciume vellabo ruptiustium ullandita debis re cusant, invenda 
dolorep erspid quo beaquia tusaepro volesti onsedipide pos verecto cument.

Qui omni velessequo ex eatur aut andam haris aut dis iunt ad maximus explandae mo vent, sunt esed 
quaeprate velibus volupicil id que doluptatur sant harumquo dolor alignam hic tempe nimporrum eum 
dolor ad maximolore porem dem fuga. Fici cumquat entinumquam rem im quam rem. Nam, quassedia 
net volore landandit apicae latiissecum ipis et mod mo cus re dolessum es eseror as ditibus doluptas 
alitia volorep ediciatio tem et hilla dem reicimp oribusto diatata sitium volendam qui none ipicides sinis 
quo maxim fugit maxim eos eius ipsapic iendae a aut eatem quate vellupta qui dite et quam id quam aut 
eserumqui di verovidebis del inis experio reictat ecaepudam quam rem que aspicil lissimagnam volupit 
volorpos expero quiderumqui verehent ut occatus excerch illesti orepudi idemque ne rem rem sequo 
vente velectur, commolu ptatur aspicillorem il eosae dolecta tustias et et autempe ruptas es nones aut 
occus prae pa nist vollabo. Ita vent.

Mit freundlichem Gruß, 
Friedulin Breitmaul  
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Layouts
Beispiele verschiedener Medien und Plattformen

3  Roll-Ups, Flags und Banner
Auch die ergänzende Verwendung von Illustrationen oder grafischen Hintergrün-
den, wie z. B. Schattierungen, sind im Rahmen des Corporate Designs möglich.

ZUSAMMEN ZAHLT SICH AUS
Go for it. Tarifrunde 2023 I TVöD
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4  Video- und Fotohintergründe 
Hier einige Beispiele dafür, dass bei Bedarf auch auf den blauen Farbakzent 
verzichtet werden kann, wenn ein möglichst ruhiger Hintergrund gewünscht ist.

 FÜR UNS. 
FÜR MORGEN
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Social Media
Dynamische SharePics, harmonische Feeds  
und individuelle Profilbilder

TAG DES EHRENAMTES

„Die GdP schätzt aktive ehrenamtliche Arbeit. 
Ehrenämtler leisten einen außerordentlichen Beitrag. 
Das kann nicht oft genug betont werden. 
Danke an Euch alle!“
Jochen Kopelke, GdP-Bundesvorsitzender

KAUFKRAFTAUSGLEICH

NACHHALTIGE  
UNTERSTÜTZUNG 

ANSTELLE VON 
EINMALZAHLUNG

Ihnen und Euch allen einen  
schönen zweiten Advent.
Wir wünschen unseren Kolleginnen und  Kollegen 
einen guten und sicheren Dienst.

Inklusion nachhaltig 
vorantreiben.

FÜR UNS. FÜR MORGEN

FÜR UNS. FÜR MORGEN

NETZWERKSTÖRUNG

Die GdP fordert eine  
stärkere Krisenresilienz 
der technischen  
Infrastruktur. 

Wir schützen die digitale Freiheit für alle.

1  SharePic-Layouts
Im Bereich der sozialen Medien ist der Raum für Information stark eingeschränkt. Hier stehen Bild und Botschaft im Vorder-
grund. Für einen optisch homogenen Gesamteindruck beschränken wir uns auf die Abbildung des Sterns und einer Text-
botschaft, die – wenn nötig – grün hinterlegt wird. Für einen optisch harmonischen Feed ist es wünschenswert, den Stern 
entweder dauerhaft ohne weiße Unterlegung oder dauerhaft mit weißer Unterlegung zu verwenden.

Auf unruhigen Bildhintergründen 
wird der Stern mit einer weißen 
quadratische Fläche unterlegt. 

In Stichpunkten:
 �Der Stern steht immer in einer 
linken Ecke und kann je nach Bild-
motiv oben oder unten positioniert 
werden.
 �Die Größe des Sterns beträgt immer  
200 x 200 Pixel.

 �Alle auf dem Bildhintergrund 
platzierten Elemente werden rundum 
mit einem Abstand von 40 Pixeln zum 
Rand gesetzt.

 �Texte stehen in weiß oder schwarz 
auf ruhigen Bildhintergründen oder 
auf grünen Flächen.

 �Hashtags oder Slogans werden auf 
der dem Stern diagonal gegenüber-
liegenden Seite auf einer Farbfläche 
in grün/weiß oder blau platziert.

GdP-Wirtschafts- und Partnerunter-
nehmen grenzen sich mit einem weißen 
Rahmen von regulären GdP-Posts ab. 

Bei ruhigen Bildhintergründen kann 
auf die weiße Unterlegung des Sterns 
verzichtet werden. 

Gestaltungsvorlagen mit der 
Möglichkeit zur Online-Bearbeitung 
stehen im Mitgliederbereich des Web2
Print-Portals auf www.gdp-print.de 
(Registrierung erforderlich) zur  
Verfügung. 
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2  �Profilbilder
Profilbilder von Social Media Accounts sind rund. Daraus ergibt sich zwangsläufig 
eine kreisförmige Anordnung der Texte innerhalb des Profilbilds. Auch die Farb
balken passen sich dieser Gegebenheit an. Profilbilder bleiben somit für Personen-
gruppen und Landesbezirke individualisierbar.

„Die GdP schätzt aktive ehrenamtliche Arbeit. 
Ehrenämtler leisten einen außerordentlichen Beitrag. 
Das kann nicht oft genug betont werden. 
Danke an Euch alle!“
Jochen Kopelke, GdP-Bundesvorsitzender

FÜR UNS. FÜR MORGEN

Wir schützen die digitale Freiheit für alle.

FÜR UNS. FÜR MORGEN

Die GdP fordert eine  
stärkere Krisenresilienz 
der technischen  
Infrastruktur. 

NACHHALTIGE  
UNTERSTÜTZUNG 

ANSTELLE VON 
EINMALZAHLUNG

FÜR UNS. FÜR MORGEN

FÜR UNS. FÜR MORGEN

30 Autohäuser, 11 Marken, 1 Ansprechpartner. 
Geht’s ums Auto, geh’ zu Brass.

Ihnen und Euch allen einen  
schönen zweiten Advent.
Wir wünschen unseren Kolleginnen und  Kollegen 
einen guten und sicheren Dienst.

FÜR UNS. FÜR MORGEN

Inklusion nachhaltig 
vorantreiben.

FÜR UNS. FÜR MORGEN

FÜR UNS. FÜR MORGEN

Ge

werkschaf  der Polizei

Ge

werkschaf  der Polizei

Baden-Württemberg

Ge

werkschaf  der Polizei
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Ge

werkschaf  der Polizei

Frauengruppe RLP

Ge
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Bayern

Ge

werkschaf  der Polizei

JUNGE GRUPPE (GdP) R
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Waisengeld wird über das 18. Lebensjahr hinaus nur gewährt, 
 solange sich das Kind in Ausbildung befindet, in der Regel 
längstens bis zur Vollendung des 27. Lebensjahres (§§ 19 und 23 
BeamtVG).

Nicht witwengeldberechtigte Witwen und frühere Ehefrauen 
 erhalten unter bestimmten Voraussetzungen einen Unterhalts-
beitrag (§ 22 BeamtVG).

Im Falle einer Wiederverheiratung erhält die Witwe, die Anspruch 
auf Witwengeld oder auf einen Unterhaltsbeitrag hat, eine Wit-
wenabfindung (§ 21 BeamtVG).

Entlassung

Endet das Beamtenverhältnis durch Entlassung auf eigenen An-
trag, besteht kein Anspruch auf Versorgung. In diesem Fall erfolgt 
durch den Dienstherrn für die abgeleistete Beamtenzeit eine Nach-
versicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung bzw. in einer 
berufsständischen Versorgungseinrichtung.

1.04  Den Übergang bewusst gestalten: 
Alter steilzeit

Wer Schritt für Schritt aus dem Dienst aussteigen will, sollte sich 
mit den Möglichkeiten der Altersteilzeit ab dem 55. Lebensjahr 
vertraut machen. Dann muss der Beruf nicht von heute auf 
morgen an den Nagel gehängt werden: Es entsteht eine Zeit des 
Übergangs, in der man sich langsam an den Ruhestand gewöhnen 
kann. Und man geht mit dem guten Gefühl, einen kleinen Beitrag 
zur Beschäftigungssicherung geleistet zu haben. Unter finanziellen 
Aspekten ist besonders zu beachten, ob bei der Rente und der 
Zusatzversorgung durch die Versorgungsanstalten des Bundes und 
der Länder (VBL) Abschläge in Kauf genommen werden müssen.

Auf Beamte des Bundes und der Länder ist das Altersteilzeitgesetz 
und der Tarifvertrag zur Altersteilzeit „systemadäquat” übertragen 
worden. In den meisten Fällen wird Altersteilzeit aber nicht mehr 
als Blockfreizeit gewährt.

Auskünfte über die aktuelle Handhabung der Altersteilzeit  
erteilt der jeweilige Landesbezirk/Bezirk der GdP.

1.05 Den letzten Arbeitstag feiern

Plötzlich ist er da: Der letzte Arbeitstag. Sicher begehen ihn die 
meisten mit einem lachenden und einem weinenden Auge. Auf 
jeden Fall heißt es Abschied nehmen von der Dienststelle und dem 
täglichen Miteinander unter den Kolleginnen und Kollegen.

Damit dieser wichtige Schritt nicht sang und klanglos vollzogen 
wird, sollte man den letzten Arbeitstag bewusst gestalten. Der 
angehende Rentner könnte Kolleginnen und Kollegen zu einem 
kleinen Umtrunk einladen oder daheim eine Feier organisieren.

Bestimmt wird einer der Kollegen oder der Vorgesetzte eine 

kleine Rede halten. Und der Gefeierte tut gut daran, sich auf eine 
Antwort vorzubereiten: Schon vorher sollte man sich besinnen, 
wie lange man eigentlich im Dienst war und welche Stationen man 
hinter sich hat. 

  Was hat in den vielen Jahren besondere Freude bereitet?

  Welche Aufgaben waren nur schwer zu bewältigen?

  Was kann man den – vielfach jüngeren – Kolleginnen und Kolle-
gen für die Zukunft mit auf den Weg geben? 

Auch der Dank für die Zusammenarbeit darf bei dieser Gelegen-
heit nicht zu kurz kommen. Und vielleicht gibt es noch die ein oder 
andere Anekdote, die man zum Besten geben kann.

Wenn der letzte Arbeitstag vollzogen ist, könnte es zu Hause ein 
kleines Fest geben mit Familie und Freunden. Denn wer in Rente 
geht, wird spüren: Die Menschen, die ihm am nächsten sind, wer-
den in Zukunft noch wichtiger sein.

Besonders schön ist es, gleich nach dem Ausscheiden aus dem 
Berufsleben eine Reise zu unternehmen. Das schafft Distanz und 
erleichtert den Übergang in den Ruhestand.

1.06 Die ersten Wochen genießen

Lange hat man auf die Verrentung hingearbeitet und sich derweil 
ausgemalt, wie das Leben als Pensionär aussehen könnte. Man hat 
sich darauf gefreut, einen verwöhnten Lebensabschnitt zu beginnen 
– eine neue Lebensphase mit speziellen Herausforderungen und 
Chancen. 

Was nun? Wohin mit der neu gewonnenen freien Zeit?

Jetzt ist der Zeitpunkt gekommen, an dem man alte Gewohnheiten 
neu überdenken und ändern sollte: Etwas länger schlafen? Kein 
Problem, jetzt kann man sich das erlauben! In Ruhe ein ausgiebi-
ges Frühstück genießen und dabei Zeitung lesen? Gute Idee!

Auch Bilanz kann man ziehen: Liegengebliebenes wartet darauf, 
aufgearbeitet zu werden. Am besten funktioniert es, wenn man 
erst einmal Ordnung schafft – und alle wichtigen Papiere auf Aktu-
alität und Vollständigkeit prüft bzw. sortiert.

1.07 Erwartungen klären und abstimmen

Mit dem letzten Arbeitstag scheint es manchem so, als würde er 
nicht mehr gebraucht. Da ist es nur verständlich, dass sich manch 
frisch gebackener Ruheständler fragt, was ihn in den nächsten Jah-
ren erwartet. Und weil es so viele Möglichkeiten gibt, sollte man 
als Erstes klären, welche Erwartungen man selbst an den Ruhe-
stand hat. Denn gerade die dritte Lebensphase sollte es uns doch 
ermöglichen, lang gehegte Träume umzusetzen und Erarbeitetes 
im Vollbesitz unserer Kräfte zu genießen.

Um die Weichen für ein erfolgreiches Altern in Lebensqualität und 
Selbständigkeit zu stellen, sollte man geistig und körperlich aktiv 
sein, soziale Kontakte suchen und ruhig auch nach Anerkennung 
von Eigenverantwortlichkeit und Kompetenz streben. So gerüstet 
wird das begonnene Lebensdrittel zu einer eigenständigen Lebens-
phase von besonderer Qualität und mit spezifischem Potenzial 

Zu den beitragsfreien Zeiten zählen:

Anrechnungszeiten 
Zu den Anrechnungszeiten zählen vor allem Arbeitsunfähigkeit, 
Krankheitszeiten zwischen dem 17. und 25. Lebensjahr, Zeiten 
einer Reha, die Mutterschutzfristen bei einer Schwangerschaft, 
Arbeitslosigkeit (sofern keine Pflichtbeitragszeit), Zeiten der Aus-
bildungssuche zwischen dem 17. und 25. Lebensjahr und Zeiten 
der Schulausbildung oder der Besuch einer berufsvorbereitenden 
Bildungsmaßnahme nach dem 17. Lebensjahr. Welche Anrech-
nungszeiten bei dir konkret berücksichtigt werden, erfährst du bei 
deinem Rentenversicherungsträger.

Berücksichtigungszeiten 
Berücksichtigungszeiten sind wertvoll, weil sie mögliche Lücken 
im Versicherungsleben schließen und die Bewertung der beitrags-
freien Zeiten beeinflussen. Hauptsächlich sind dies die Zeiten der 
Kindererziehung bis zum vollendeten 10. Lebensjahr deines Kindes 
und Pflegezeiten.

Zurechnungszeit 
Eine Zurechnungszeit gibt es bei Erwerbsminderungs- oder Hinter-
bliebenenrenten. Durch die Zurechnungszeit werden bestimmte 
Beiträge bis zum 60. Lebensjahr „hochgerechnet“. Bei Erwerbs-
minderungsrenten, die ab dem 1. Juli 2014 beginnen, dauert die 
Zurechnungszeit bis zum 62. Lebensjahr.

Andere Zeiten wirken sich in der Regel nicht auf deine gesetzliche 
Rente aus. Bei Fragen hierzu wende dich bitte an die Beratungs-
stellen der Deutschen Rentenversicherung. 

Antragsformulare für die Rentenkontoklärung erhält man bei 
den jeweiligen Rentenversicherungsträgern oder zentral bei der 
Deutschen Rentenversicherung. Die Antragsformulare kann man 
schriftlich und telefonisch beantragen oder von den Webseiten der 
Versicherungen herunterladen. 

Servicetelefon rund um Rente und Rehabilitation 
Bei der Deutschen Rentenversicherung musst du nicht lange 
nach Antworten suchen:  
Die bekommst du über das Service-Telefon 0800 1000 4800.

Quelle: www.deutsche­rentenversicherung.de

1.03 Versorgungsanspruch

Rechtsgrundlage für die Gewährung der Versorgungsbezüge der 
Beamten und ihrer Hinterbliebenen ist das Beamtenversorgungs-
gesetz (BeamtVG). Das BeamtVG gilt sowohl für Bundes-/Landes- 
als auch Kommunalbeamte.

Versorgungsauskunft

Beamtinnen und Beamte, deren Ruhestand zeitnah bevorsteht 
 haben die Möglichkeit bei Ihrem zuständigen Amt für Besoldung 
und Versorgung einen Antrag auf Erteilung einer Versorgungs-

auskunft zu stellen. Eine Vielzahl dieser Ämter stellen im Internet 
Berechnungsprogramme zur Verfügung, mit denen der zukünftige 
Ruhegehaltssatz dargestellt werden kann.

Entstehen des Ruhegehaltsanspruchs

Der Anspruch auf Versorgungsbezüge richtet sich nicht nach dem 
BeamtVG sondern nach den Vorschriften in den Beamtengesetzen 
des Bundes (BBG) bzw. der jeweiligen Länder (LBG). Danach haben 
grundsätzlich Anspruch auf Versorgungsbezüge:

Beamte auf Lebenszeit, die mit Erreichen der gesetzlichen Alters-
grenze in den Ruhestand treten oder auf eigenen Antrag wegen 
Erreichen der Antragsaltersgrenze oder der besonderen Antrags-
altersgrenze für Schwerbehinderte oder wegen Dienstunfähigkeit 
in den Ruhestand versetzt werden.

Beamte auf Probe, wenn sie aufgrund einer Dienstbeschädigung 
dienstunfähig geworden sind. 

Beamte auf Zeit (kommunale Wahlbeamte) neben den zum 
Beamten verhältnis auf Lebenszeit genannten Tatbeständen mit 
Ablauf der Wahlzeit, sofern darüber hinaus die im jeweiligen Lan-
desbeamtengesetz genannten zusätzlichen Anspruchsgrundlagen 
erfüllt sind.

Anspruchsvoraussetzungen

Gemäß § 4 Abs. 1 BeamtVG wird ein Ruhegehalt nur gewährt, 
wenn der Beamte eine Dienstzeit von mindestens fünf Jahren 
abgeleistet hat oder infolge Krankheit, Verwundung oder sonstiger 
Beschä di gung, die er sich ohne grobes Verschulden bei Ausübung 
oder aus  Veranlassung des Dienstes zugezogen hat, dienstunfähig 
geworden ist.

Berücksichtigung für die Erfüllung der Wartezeit finden die 
Beamten dienstzeiten, Grundwehr-/Zivildienstzeiten und unter 
bestimmten Voraussetzungen evtl. auch Zeiten in einem privat-
rechtlichen Arbeitsverhältnis im öffentlichen Dienst.

Hinterbliebenenversorgung beinhaltet

  Bezüge für den Sterbemonat

  Sterbegeld

  Witwen-/Witwergeld

  Waisengeld

  Unterhaltsbeitrag

  Witwen-/Witwerabfindung.

Den Erben eines verstorbenen Beamten, Ruhestandsbeamten oder 
eines entlassenen Beamten verbleiben für den Sterbemonat die 
Bezüge des Verstorbenen.

Das Sterbegeld beträgt unter bestimmten Voraussetzungen das 
Zweifache der Dienst- bzw. Versorgungsbezüge (§ 18 BeamtVG).

Die Witwe sowie die leiblichen und an Kindes statt angenommenen 
Kinder eines aktiven Beamten bzw. Ruhestandsbeamten erhalten bei 
Vorliegen der sonstigen Voraussetzungen Hinter blie be nen bezüge.

Personengruppen
Die farbliche Individualisierung von Layouts

Zur Kennzeichnung von Publikationen der Personengruppen wird, sowohl auf dem Titel als auch auf den Folgeseiten, die 
Sekundärfarbe von blau auf die der jeweiligen Personengruppe geändert. Den Personengruppen ist es freigestellt – unter 
Berücksichtigung der im Corporate Design genannten Rahmenbedingungen (Farbbalkenkombinationen, Akzentfarben und 
Schriften)  – weitere Maßnahmen zur Individualisierung ihrer Layouts vorzunehmen. 

1  Seniorengruppe
Gelb ist das Erkennungsmerkmal  
der Seniorengruppe.
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2 3

1. Den Ruhestand vorbereiten – Wie stelle ich mir den neuen Lebensabschnitt vor? 4 
1.01 Fragen, die helfen sollen, die Gedanken an morgen zu ordnen  ........................................................................... 5
1.02 Rentenkonto und Versicherungsverlauf  ............................................................................................................... 5
1.03 Versorgungsanspruch  ........................................................................................................................................... 6
1.04 Den Übergang bewusst gestalten: Altersteilzeit  ................................................................................................... 7
1.05 Den letzten Arbeitstag feiern  ............................................................................................................................... 7
1.06 Die ersten Wochen genießen  ............................................................................................................................... 7
1.07 Erwartungen klären und abstimmen   .................................................................................................................... 7
 
2. Älter werden in der Gesellschaft 8
2.01 Wie alt ist alt? – Bis wann ist man eigentlich jung?  ............................................................................................. 9
2.02 Wie geht es „alten Menschen“ in Deutschland?  .................................................................................................. 9
2.03 Menschen werden im Alter unterstützt – Was bedeutet Altenhilfe?  ................................................................... 9
2.04 Das Altern erforschen – Was ist Gerontologie? Was ist Geriatrie?  .................................................................... 10

3. Der Ruhestand als Chance – Wie werde ich zufrieden älter? 11
3.01 Eigene Kompetenzen schätzen und erhalten  ..................................................................................................... 12
3.02 Aktiv sein  ............................................................................................................................................................ 12
3.03 Sich ehrenamtlich engagieren  ............................................................................................................................ 12
3.04 Checkliste: So findest du das passende Ehrenamt  ............................................................................................. 12
3.05 Seniorenbüros unterstützen bei der Suche nach einer adäquaten Aufgabe  ...................................................... 13
3.06 Vom Ehrenamt profitieren: Für andere da sein  .................................................................................................. 14
3.07 Engagement für die GdP  .................................................................................................................................... 16
3.08 Bildungsangebote nutzen  ................................................................................................................................... 16
3.09 Seniorenstudium  ................................................................................................................................................ 16
3.10 Aktiv sein und Sport treiben  ............................................................................................................................... 17
3.11 Reisen unternehmen  .......................................................................................................................................... 17
3.12 Alte und neue Hobbys entdecken  ...................................................................................................................... 17

4. Wie will ich wohnen, wenn ich älter bin? 19
4.01 In der eigenen Wohnung bleiben  ....................................................................................................................... 20           
4.02 Betreutes Wohnen  ............................................................................................................................................. 20
4.03 Mehrgenerationenhaus  ...................................................................................................................................... 21
4.04 Die Senioren-WG  ................................................................................................................................................ 21
4.05 Anregungen für barrierefreies Wohnen  ............................................................................................................. 21

5. Gesund älter werden 23
5.01 Aktiv werden – 15 Regeln für gesundes Älterwerden  ........................................................................................ 24
5.02 Sport und Ernährung  .......................................................................................................................................... 25
5.03 Gedächtnistraining – auch im Alter geistig fit bleiben  ....................................................................................... 26

6. Neue Medien 27
6.01 Mit dem Computer umgehen  ............................................................................................................................. 28
6.02 Im weltweiten Netz surfen  ................................................................................................................................. 28
6.03 Soziale Netzwerke  .............................................................................................................................................. 28

7. Finanzielle Absicherung im Alter 29
7.01 Schuldenfrei im Alter  .......................................................................................................................................... 30
7.02 Finanzen  ............................................................................................................................................................. 30
7.03 Grundsicherung und Hinzuverdienst  .................................................................................................................. 30
7.04 Zuverdienst im Ruhestand  .................................................................................................................................. 31
7.05 Arbeiten im vorzeitigen Ruhestand  .................................................................................................................... 31
7.06 Finanzielle Absicherung im Alter  ........................................................................................................................ 31
7.07 Erbe und Schenkung  ........................................................................................................................................... 32
7.08 Das Alterseinkünftegesetz  .................................................................................................................................. 33
7.09 Versicherungen im Alter – Welche sind wichtig?  ............................................................................................... 33

8.  Vorsorgemöglichkeiten – Wer regelt meine Angelegenheiten,  
wenn ich es selbst nicht mehr kann? 36

8.01 Die Vorsorgevollmacht  ....................................................................................................................................... 37
8.02 Die Betreuungsverfügung  ................................................................................................................................... 37
8.03 Die Patientenverfügung  ...................................................................................................................................... 37
8.04 Die Generalvollmacht  ......................................................................................................................................... 37

9. Wissenswerte Adressen 38
9.01 Landesbezirke/Bezirke  ........................................................................................................................................ 38
9.02 Verbände der freien Wohlfahrtspflege und gemeinnützige Unternehmen der Alten- und Behindertenhilfe  ... 39
9.03 Beratungseinrichtungen  ..................................................................................................................................... 39
9.04 Sportverbände .................................................................................................................................................... 39

Impressum
Herausgeber:
Gewerkschaft der Polizei 
Abteilung IV 
Stromstraße 4 
10555 Berlin

4. Auflage Februar 2018

Verantwortlich: 
Horst Müller

Gestaltung und Druck: 
Wölfer Druck + Media 
42781 Haan

Bilder: Adobe Stock

Aufgrund der Lesefreundlichkeit dieser Broschüre  wurden die 
Begriffe Rentnerin/Rentner bzw. Pensionierung/Verrentung 
Pensionär/Pensionärin im freien Wechsel verwandt.

RATGEBER Die Bereitschaftspolizei – Grundlagen, Herausforderungen und Perspektiven

 

Dem neuen Lebensabschnitt 
das Beste abgewinnen

Vorbereitung auf 
den Ruhestand

4 5

Für die meisten Menschen ist der Ruhestand eine lang ersehnte 
Phase. Wer heute aus seinem Beruf ausscheidet und in den Ruhe-
stand geht, kann sich durchschnittlich auf weitere 20 Lebensjahre 
freuen: Viel Zeit also, diesen neuen Lebensabschnitt zu genießen. 
Doch der Übergang von der zweiten zur dritten Lebensphase ist ein 
eingreifender Schritt, der das Leben mit Sicherheit verändert. 

Ein gelungener Übergang in den Ruhestand braucht Zeit. Der 
gravierendste Einschnitt ist sicherlich das mehr an Freizeit, das der 
Ruhestand mit sich bringt. Daher ist es gut und ratsam, sich darauf 
vorzubereiten, vorausschauend zu denken und zu handeln, sich 
aktiv mit dem künftigen Leben auseinanderzusetzen und sich Ziele 
zu setzen.

Experten raten dazu, sich schon zwei bis drei Jahre vor dem Ruhe-
stand mit dem Thema zu befassen.

Unsere Broschüre gibt konkrete Ratschläge, wie man sich auf den 
Ruhestand vorbereiten kann, Tipps für ein ausgefülltes Leben im 
Ruhestand und eine aktive Gestaltung des Alltags.

1.01  Fragen, die helfen sollen, die 
 Gedanken an morgen zu ordnen  

Das Ausscheiden aus dem Beruf und der Beginn der dritten Lebens-
phase bedeuten für viele Menschen  einen deutlichen Einschnitt 
und eine starke Veränderung in ihrem Leben. Wer also in circa drei 
Jahren in den Ruhestand geht,  startet am besten schon jetzt damit, 
sich Gedanken zu  machen und Ideen zu entwickeln, über die Zeit 
nach dem  aktiven Erwerbsleben.

Persönliches

  Was will ich noch erreichen?

  Wo liegen meine Neigungen und Fähigkeiten? Welche Fähigkeiten 
liegen brach?

  Was möchte ich noch lernen oder kennen lernen?

  Welche Probleme muss ich noch lösen?

  Was soll der Hauptinhalt meines Alters sein?

  Will ich meine Berufstätigkeit mit der Pensionierung beenden?

Materielles und Finanzielles

  Habe ich für das Alter finanziell ausreichend vorgesorgt?

  Ist meine Rente oder Pension gesichert?

  Wo und wie werde ich wohnen? Allein oder mit anderen zusam-
men? Im Heim oder in der Wohnung? In der Stadt oder auf dem 
Land?

  Möchte ich einen Garten haben? Kann ich ihn pflegen?

Gesundheit

  Ernähre ich mich meinem Alter und meinen Aufgaben ent-
sprechend?

  Habe ich genug Bewegung? Wie kann ich ggf. Ausgleich schaffen?

Kontakte

  Mit wem möchte ich im Alter häufiger Zeit verbringen?

  Gibt es Kontakte, die ich wieder auffrischen könnte?

  Mit wem könnte ich gemeinsam reisen?

  Wie eng soll mein Kontakt zur Familie sein?

Aktivitäten

  Welche Hobbys kann ich im Alter wahrnehmen?

  Wofür könnte ich mich darüber hinaus interessieren?

  Womit möchte ich meine Freizeit hauptsächlich verbringen?

  Wie halte ich mich geistig fit?

  Welche sozialen, politischen, kulturellen und religiösen Aufgaben 
würden mich reizen?

  Welche Schritte kann ich jetzt schon unternehmen?

Wer schon rechtzeitig vorher Pläne schmiedet, erlebt sicher keinen 
Schock, denn er oder sie hat sich schon aktiv auf das neue Leben 
vorbereitet: Auf den neuen Status, die Rolle, die er oder sie nun spie-
len wird, den neuen Lebensinhalt, auch auf den neuen Lebensstan-
dard, das geänderte Zusammenleben mit dem Partner, den Rhyth-
mus im Tages- und Wochenablauf. Denn jede Art von Vorbereitung 
lässt die Zukunft berechenbarer und überschaubarer erscheinen und 
macht nicht nur ältere Menschen sicherer und freier.

1.01 Fragen, die helfen sollen, 
die Gedanken an morgen zu 
 ordnen

1.02 Rentenkonto und Versicherungs­
verlauf

1.03 Versorgungsanspruch 
1.04 Den Übergang bewusst gestalten: 

 Altersteilzeit
1.05 Den letzten Arbeitstag feiern
1.06 Die ersten Wochen genießen
1.07	 Erwartungen	klären	und	abstimmen

  
„Alle wollen alt werden,
aber keiner will es sein.“

(Gustav Knuth)

1.02  Rentenkonto und Versicherungs verlauf 

Spätestens jetzt ist es an der Zeit, die Weichen für die Zeit nach dei-
nem Berufsleben zu stellen. Damit die richtigen Entscheidungen zum 
Thema Rente und Altersvorsorge getroffen werden können, geben 
wir dir hier einen Überblick über alles, was dafür besonders wichtig 
ist. Das Rentenkonto wird für jeden Versicherten beim zuständigen 
Renten versicherungsträger verwaltet. Nur ein vollständiges Renten-
konto sichert den maximalen Rentenanspruch und gibt zuverlässig 
Auskunft über die tatsächliche Höhe der späteren Rente. Wird das 
Rentenkonto bereits frühzeitig auf den neusten Stand gebracht, 
erleichtert dies den Übergang in die Rente und beugt möglichen 
Verzögerungen vor.

Renteninformation und Rentenauskunft

Nach dem Altersvermögengesetz (AVmG) erhalten Versicherte, die 
das 27. Lebensjahr vollendet haben, jährlich eine schriftliche Ren ten-
information. Nach Vollendung des 54. Lebensjahres wird diese alle 
drei Jahre durch eine Rentenauskunft ersetzt. In den vergangenen 
Jahren sind die Altersgrenzen für Altersrenten schrittweise angeho-
ben worden. Du hast jedoch die Möglichkeit, bestimmte Altersrenten 
vor dem Erreichen der regulären Altersgrenze in Anspruch zu neh-
men. Wer früher die Rente beziehen will, muss in der Regel Abschlä-
ge in Kauf nehmen. Für deine Rente sind nicht nur die letzten Jahre 
entscheidend. Jeder eingezahlte Euro zählt in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung. Das fing mit deinem ersten Beitrag in jungen Jahren 
an und endet erst mit dem letzten Beitrag vor Rentenbeginn. Und 
auch andere Zeiten zählen bei der Rente mit. Nicht nur die Verdienst- 
und damit die Beitragshöhe wirkt sich auf deine Rente aus, sondern 
auch die Zeiten selbst spielen eine wichtige Rolle. Sie bestimmen, ob 
du überhaupt einen Leistungsanspruch hast. Für alle Leistungen gilt 
 nämlich eine Mindestversicherungszeit, die sogenannte Wartezeit.

Welche Zeiten wirken sich wie aus?

Die stärksten Zeiten: Deine Beitragszeiten 
Die Zeit in der du als Arbeitnehmer oder versicherungspflichtiger 
Selbstständiger tätig bist, gilt als Beitragszeit. Bitte berücksichtige 
dabei, dass ein Minijob mit bis zu 450,00 Euro monatlich nicht als 
„vollwertige“ Beitragszeit angerechnet wird. Der Rentenversiche-
rungsträger empfiehlt dir in diesem Fall eine freiwillige Auf stockung 
– das ist für deine Ansprüche.

Was ist mit Zeiten im Ausland? 

Auch diese können sich auf deine Rente auswirken. Das betrifft 
sowohl Zeiten nach dem Fremdrentenrecht, als auch Zeiten, die nach 
über- oder zwischenstaatlichem Recht anerkannt werden können. Alle 
Aus kunfts- und Beratungsstellen geben Auskunft zu Auslandssachver-
halten.

Was gilt noch als Beitragszeit:

  Zeiten deiner beruflichen Ausbildung 
Wehr- und Zivildienst / freiwilliger Wehrdienst / 
Bundesfreiwilligen dienst

  Zeiten der Kindererziehung und Pflege eines Familienmitglieds 
(mindestens 14 Stunden unentgeltlich pro Woche). Wichtig: Diese 
Zeiten werden beim Rentenversicherungsträger nicht automa-
tisch erfasst. Deshalb ist er auf deine Information angewiesen.

1. Den Ruhestand vorbereiten 
Wie stelle ich mir den neuen Lebensabschnitt vor?

THEMA Die Bereitschaftspolizei – Grundlagen, Herausforderungen und Perspektiven
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2  JUNGE GRUPPE (GdP)
Bei der JUNGEN GRUPPE setzt Orange als Sekundärfarbe einen Farbakzent.

1. Allgemeines

1.1  Form der Abgabe der Steuererklärung
  Sie haben die Möglichkeit, Ihre Steuererklärung in Papierform auf dem Postweg  

oder auf elektronischem Weg via Internet beim Finanzamt  abzugeben.
 
1.1.1   Abgabe auf dem Postweg in Papierform
  Sie füllen die Formulare für das Jahr 2018 handschriftlich oder mit Hilfe eines Steuer-

programms aus, unterschreiben den Mantelbogen und übersenden anschließend alle 
Anlagen an das zuständige Finanzamt.

 
1.1.2   Elektronische Abgabe
  Sie erfassen die Daten mit Hilfe eines Steuerprogramms oder online mit der kostenlosen 

Software „Elster  Formular“ vom Finanzamt. Die Datenübertragung erfolgt dann mit dem sog. 
„Elster-Verfahren“ oder dem „elektronischen  Zertifikat“ für die Ersetzung der Unterschrift.

  „Elster-Verfahren“ 
Sie drucken die komprimierte Steuerklärung zweifach aus und reichen ein unterschriebenes Exemplar mit allen  persönlichen 
 Anlagen beim Finanzamt ein.

  Versand mit „elektronischem Zertifikat“ (papierlos) 
Dieses Verfahren wird auch „digitale“ Unterschrift genannt. Dazu müssen Sie sich im Internetportal der Finanzver waltung 
 registrieren:

 https://www.elster.de/eportal – weitere Informationen finden Sie auf der Internetseite des Finanzamtes
 
1.1.3   Pflichtbelege für das Finanzamt
  Aufgrund des Gesetzes zur Modernisierung des Besteuerungsverfahrens müssen seit dem 1.1.2018 die Belege nicht mehr 

mit der Steuererklärung ans Finanzamt übermittelt werden. Allerdings müssen die Belege zu Nachweiszwecken immer noch 
aufbewahrt werden, weil sie bei Bedarf vom Finanzamt angefordert werden können.

1.2 Frist zur Abgabe der Steuererklärung 2018
1.2.1   Verpflichtung zur Abgabe
  Sofern Sie zur Abgabe der Einkommensteuererklärung verpflichtet sind, muss die Steuererklärung bis zum 31. Juli 2019 beim Finanz-

amt abgegeben werden. Eine Verpflichtung zur Abgabe besteht dann, wenn Sie vom Finanzamt  schriftlich dazu aufgefordert 
werden oder kraft Gesetzes.

 Kraft Gesetzes sind Sie z.B. nur in bestimmten Fällen zur Abgabe verpflichtet:
 •  wenn Sie als Arbeitnehmer Nebeneinkünfte über € 410 (z.B. Vermietungseinkünfte) erzielt haben
 •  wenn Ihnen bei den elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmalen ein Freibetrag berücksichtigt wurde
 •  sofern Arbeitnehmer-Ehegatten die Lohnsteuerklassenkombination III/V gewählt haben
 •  wenn Sie Lohnersatzleistungen (Arbeitslosengeld I, Krankengeld, Elterngeld) über € 410 bezogen haben
 •  bei Zahlungen von Vergütungen für mehrjährige Tätigkeiten und Abfindungen, die der Arbeitgeber im Lohnsteuerabzugs-

verfahren ermäßigt besteuert
 •  sofern Sie mehrere Arbeitsverhältnisse hatten (Steuerklasse VI)
 •  bei Arbeitnehmern, deren Ehe durch Scheidung oder Tod aufgelöst wurde
 •  wenn bei Arbeitnehmern die Vorsorgepauschale beim Lohnsteuerabzug höher ist als die tat-

sächlich gezahlten Vorsorgeaufwendungen (das betrifft vor allem Beamte, die in der Heilfür-
sorge krankenversichert sind und darüber hinaus nur geringe Versicherungsbeiträge zahlen)
  Sofern Sie einen Lohnsteuerhilfeverein oder Steuerberater mit der Erstellung Ihrer Einkommensteuererklärung beauftragen, 
verlängert sich die Frist zur Abgabe der Steuererklärung bis zum 28. Februar 2020. Ab dem Jahr 2019 (erstmals für die 
Steuererklärung 2018) gibt es umfangreiche Neuregelungen zur Festsetzung von Verspätungszuschlägen (Zuschlag wegen 
Nichtabgabe oder verspäteter Abgabe der Steuererklärung). 

  Wenn Sie die Frist zur Abgabe der Steuererklärung nicht einhalten können, sollten Sie zur Vermeidung der Festsetzung von 
Verspätungszuschlägen einen telefonischen oder schriftlichen Antrag auf Fristverlängerung stellen.

 Muster für 
einen Störer in 

Calibri Italic

1.2.2  Freiwillige Abgabe
  Wenn Sie die Einkommensteuererklärung 2018 freiwillig abgeben (sog. „Antragsveranlagung“), muss diese bis zum  

31. Dezember 2022 beim Finanzamt sein.

 Ein Antrag auf Einkommensteuerveranlagung kann sich z.B. in folgenden Fällen lohnen:
 •  wenn Sie nicht ununterbrochen in einem Dienstverhältnis gestanden haben
 •  wenn sich Ihre Steuerklasse oder die Zahl der Kinderfreibeträge im Veranlagungsjahr geändert haben und dies vom Arbeit-

geber noch nicht berücksichtigt wurde
 •  wenn Ihnen (hohe) Werbungskosten, Sonderausgaben und außergewöhnliche Belastungen entstanden sind und dafür kein 

Lohnsteuerfreibetrag auf Ihrer Lohnsteuerkarte eingetragen worden ist
 •  wenn einbehaltene Kapitalertragsteuer, Zinsabschlag oder Körperschaftssteuer angerechnet und ggf. erstattet werden soll 

(Anlage KAP), zum Beispiel wenn Ihrer Bank kein Freistellungsauftrag für Kapitalerträge vorliegt und die Erträge jedoch 
unter dem sog. „Sparerfreibetrag“ liegen. 

1.3 Zuständiges Finanzamt
  Die Einkommensteuererklärung ist bei dem Finanzamt abzugeben, in dessen Bezirk Sie zum Zeitpunkt der Steuererklärung 

wohnen. Nähere Informationen zu Ihrem zuständigen Finanzamt finden sie auch unter www.finanzamt.de.

 
1.4  Veranlagungsarten
 Ledige Einzelveranlagung
 Verheiratete Zusammenveranlagung (Splittingtarif)
       Einzelveranlagung (Grundtarif)  

  Sofern die Ehegatten die Einzelveranlagung wählen, werden die Sonderausgaben, außergewöhnlichen Belastungen sowie begünstig-
ten Aufwendungen für Handwerker dem Ehegatten zugeordnet, der sie getragen hat oder Sie beantragen, dass bei jedem 
50% berücksichtigt werden.

  Die Zusammenveranlagung gilt auch für eingetragene Lebenspartnerschaften.

 
1.5 Grundfreibeträge
 Ledige €  9.000
 Verheiratete € 18.000
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2   Mantelbogen (Hauptformular)  
& Anlage Vorsorgeaufwand

2.1 Sonderausgaben
  Sonderausgaben sind Aufwendungen, die aufgrund gesetzlicher Vorschriften aus steuerpolitischen Gründen zu einer Ermä-

ßigung der Einkommensteuer bzw. Lohnsteuer führen können. Sie sind in den §§ 10, 10a, 10b, 10c und 10d des Einkom-
mensteuergesetzes geregelt und in zwei Bereiche unterteilt:

 •  Vorsorgeaufwendungen (in die Anlage „Vorsorgeaufwand“ einzutragen)
 •  übrige Sonderausgaben (in das Hauptformular/Mantelbogen einzutragen)

 
2.1.1 Vorsorgeaufwendungen
 Es wird zwischen Altersvorsorgebeiträgen und den sonstigen Vorsorgeaufwendungen unterschieden.

 
2.1.1.1 Altersvorsorgeaufwendungen
 Zu den Altersvorsorgeaufwendungen, die der sog. Grundversorgung zuzurechnen sind, gehören Beiträge
 •  zur gesetzlichen Rentenversicherung
 •  zu Landwirtschaftlichen Alterskassen
 •  zu berufsständischen Versorgungseinrichtungen
 •  zur privaten kapitalgedeckten Leibrentenversicherung (sog. Rürup-Beiträge)

  Eine andere Förderung der privaten Altersvorsorge ist die Zulage für die sog. „Riester-Rente“. Die Einzahlungen in so einen 
privaten Altersvorsorgevertrag sind zusätzlich als Sonderausgaben abzugsfähig, soweit diese günstiger sind als die staatli-
chen Zulagen.

 Auch selbstgenutztes Wohnungseigentum wird gefördert (auch „Wohnriester“ genannt).  
 Ausführliche Informationen hierzu finden Sie im Kapitel III unter „Anlage AV“ und Altersvorsorgeaufwendungen.

 
2.1.1.2 Sonstige Vorsorgeaufwendungen
 Zu den sonstigen Vorsorgeaufwendungen gehören zum Beispiel

 1. Beiträge zur Basis-Kranken- und Pflegeversicherung (unbeschränkt in voller Höhe abziehbar)
  •  private Krankenversicherungsbeiträge bei Beamtinnen und Beamten (in der Regel bescheinigt die Versicherung die Basis-

Beiträge)
  •  Anwartschaftsversicherung bei Beamtinnen und Beamten mit freier Heilfürsorge (nur Basisversicherung ohne Wahlleistungen 

wie z.B. Einzelzimmer, Chefarztbehandlung usw.)
  •  Beiträge des Kindes zur Basiskranken- und gesetzlichen Pflegeversicherung (siehe Punkt 4.5.) 

Erstattete Beiträge sind ebenfalls in der Steuererklärung anzugeben (ein Bonus für gesundheitsbewusstes Verhalten 
allerdings nicht).

 2.  alle übrigen Versicherungen, die nicht Basis-Krankenversicherungsbeiträge & Pflegepflichtversicherungsbeiträge sind 
(nur beschränkt abziehbar)

  •  Krankenzusatzversicherungen (Auslandskrankenversicherung, Zahnzusatzversicherung)
  •  Kranken(haus)tagegeldversicherungen
  •  Unfallversicherungen
  •  Beiträge zu Haftpflichtversicherungen (Privat-, Kfz-, Boots-, Hunde-, Öltank-, Jagdhaftpflicht usw.)
  •  Erwerbs- und Berufsunfähigkeitsversicherung
  •  Risiko-Lebensversicherung
  •  Kapitallebensversicherungen zu 80% (nur wenn sie bis 2004 abgeschlossen wurden, dazu zählen z.B. Ausbildungs-, Sterbe-

geld-, Unfallversicherungen mit Prämienrückgewähr sowie Berufsunfähigkeitszusatzversicherungen und Unfallzusatzversi-
cherungen)

  •  private Arbeitslosenversicherung
  •  Beiträge zu Rentenversicherungen mit Kapitalwahlrecht (nur wenn bis 2004 abgeschlossen)
  •  Beiträge zu Rentenversicherungen ohne Kapitalwahlrecht (nur wenn bis 2004 abgeschlossen)
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  Ohne Nachweis der Vorsorgeaufwendungen erhalten Arbeitnehmer im Rahmen der Steuererklärung vom Finanzamt keine 
Vorsorgepauschale mehr. Achtung: Der Arbeitgeber berücksichtigt zwar bei der Lohn- und Gehaltsabrechnung eine Mindest-
vorsorgepauschale, aber in der Steuererklärung werden nur die tatsächlich gezahlten Beiträge angesetzt. Daher kann es zu 
erheblichen Steuernachzahlungen bei Arbeitnehmern (z.B. Beamtinnen und Beamte, die über die Heilfürsorge versichert 
sind) mit keinen oder nur geringen Versicherungsbeiträgen kommen!

 
2.1.2 Übrige Sonderausgaben
 •  Unbegrenzt abzugsfähig
  — Vermögensübertragung gegen Versorgungsleistung
  —  Gezahlte Kirchensteuer und Kirchenbeiträge (Kirchensteuer kann nur in der Höhe abgezogen werden,  

in der sie erstattet wurde oder gutgeschriebene Beiträge übersteigt)

 •  Begrenzt abzugsfähig
  —  Unterhaltsleistungen an den geschiedenen bzw. getrennt lebenden Ehegatten (Höchstbetrag € 13.805 zuzüglich der übernom-

menen Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung) sowie Aufwendungen für den Unterhalt gesetzlich unterhaltsberechtigter 
Personen (nur wenn kein Anspruch auf Kindergeld oder Kinderfreibetrag besteht z.B. Kindesmutter 4 Monate vor und 3 Jahre 
nach Geburt des gemeinsamen Kindes) oder gleichgestellter Personen (z.B. bei Haushaltsgemeinschaft mit Lebenspartnerin), 
sofern Leistungen aus einer öffent lichen Kasse abgelehnt werden bis zu € 9.000. Zukünftig muss die Identifikationsnummer des 
Unterhaltsempfängers in der Steuererklärung angegeben werden.

  —  Kinderbetreuungskosten (2/3 der Aufwendungen – höchstens € 4.000 je Kind/Jahr)
  —  Aufwendungen für die eigene Berufsausbildung (höchstens € 6.000 / Jahr)
  —  Schulgeld (30 % der Aufwendungen höchstens € 5.000 / Jahr)
  —  Zuwendungen (Spenden und Mitgliedsbeiträge)

  Für die anderen Sonderausgaben erhalten Sie von Amts wegen einen Sonderausgaben-Pauschbetrag i. H. v. € 36 für  
Ledige bzw. € 72 für Verheiratete. Sobald Sie höhere Ausgaben nachweisen, werden diese berücksichtigt.

 
2.1.2.1  Kirchensteuern und Kirchenbeiträge
  Abzugsfähig sind die im Jahr 2018 gezahlten Kirchensteuern bzw. entsprechenden Beiträge abzüglich etwaiger Erstattun-

gen. Übersteigt die vom Finanzamt in einem Kalenderjahr erstattete Kirchensteuer die im gleichen Jahr gezahlte Kirchen-
steuer, wird der Erstattungsüberhang dem Gesamtbetrag der Einkünfte des Erstattungsjahres hinzugerechnet. Für welches 
Kalenderjahr die Kirchensteuer geleistet wird, ist ohne Bedeutung, da es allein auf den Zahlungszeitpunkt ankommt. 

 
2.1.2.2  Kinderbetreuungskosten
  Kinderbetreuungskosten werden generell als  
 Sonderausgaben berücksichtigt.

  Begünstigt sind 2/3 der Kosten, höchstens € 4.000 pro Kind jährlich.

Be
is

pi
el

Polizeiobermeister Mustermann hat eine vierjährige Tochter. Die Mutter des 
Kindes befindet sich noch in Elternzeit und ist daher nicht erwerbstätig. Die 
vierjährige Tochter hat in 2018 das ganze Jahr einen Kindergarten besucht, 
an den monatliche Gebühren i. H. v. jeweils € 100 gezahlt werden. 

Abzugsfähig als Sonderausgaben sind:

€ 100 * 12 = € 1.200 * 2/3 = € 800
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Wir
rocken den Wandel.

44

Wir Frauen 
in der GdP.

Über 55.000 Frauen gehören heute der GdP 
an – damit sind über 27 Prozent aller Mit-
glieder weiblich. Eine Tendenz, die zuneh-
mend steigt. Darauf sind wir stolz!

GdP-Frauen sind in Personalvertretungen, 
als Gleichstellungs- und Frauenbeauftragte, 
in den Vertretungen für Menschen mit Be-
hinderungen, Bundesfachausschüssen und 
den verschiedenen GdP-Gremien tätig.

Die Frauengruppe (Bund)
Seit ihren Anfängen sind Frauen in der GdP 
organisiert. In der Struktur der GdP sind wir 
Frauen seit 1983 sichtbar: Damals gründete 
sich der Bundesfachausschuss „Frauen“, 
aus dem 1994 die Frauengruppe (Bund) mit 

Sitz und Stimme im GdP-Bundesvorstand 
hervorging. Wir haben uns auf die Fahne 
geschrieben, für die Belange von Frauen 
einzutreten. Das ist für uns Versprechen und 
Verpflichtung zugleich. 

Wie arbeiten wir?
Die Politik der Frauengruppe (Bund)  
bestimmt der Bundesfrauenvorstand, dem 
Vertreterinnen aller Landes- und Bezirks-
frauengruppen sowie des Geschäftsfüh-
renden Bundesfrauenvorstandes (GBFV) 
angehören. Für die Umsetzung ist der GBFV 
zuständig. Er wird dabei unterstützt von 
einem für die Frauengruppe zuständigen 
Mitglied des Geschäftsführenden Bundes-
vorstandes der GdP. 

Alles Wichtige über uns 
unter www.gdp.de

5

 Echte  
 Geschlechterdemokratie  
 ist unser Kompass! 
  Andrea 
  Fairnessverfechterin

3  Frauengruppe
Die Frauengruppe nutzt zur optischen Abgrenzung die Farbe Magenta,  
um in Layouts besondere Elemente oder Textzeilen hervorzuheben.
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Eine  
von uns.

Kristin gehört seit 2002 der Polizei Mecklen-
burg-Vorpommern an. Nach ihrem Start bei 
der Bereitschaftspolizei ging die Kriminal-
beamtin zur Spezialeinheit Mobiles Einsatz-
kommando, wechselte dann zu den Spezial-
kräften der Verhandlungsgruppe und des 
Konfliktmanagements. Heute arbeitet sie als 
Vorsitzende des örtlichen Personalrats beim 
Landeskriminalamt. Kristin war zunächst in 
der JUNGEN GRUPPE der GdP aktiv. Mittler-
weile ist sie GdP-Landesfrauenvorsitzende 
und hat den Vorsitz der GdP-Kreisgruppe 
beim LKA inne. 

„Wir müssen mutig und laut sein, keine 
Geschlechterkämpfe führen, sondern uns 
mit Optimismus und Spaß gemeinsam für 
den Fortschritt bei der Polizei und in der 
Gesellschaft einsetzen.“ Kristin weiß genau, 
was sie von sich, ihrer Gewerkschaft und 
der GdP-Frauengruppe erwartet. Und sie 
ergänzt: „Gewerkschaft verbindet, hört zu, 
entwickelt und ist Sprachrohr. Wir geben 
neue Impulse, sind auch kritisch. Ganz wich-
tig ist für mich der Gemeinschaftssinn. Wir 
sind als Team stark, haben ein ausgeprägtes 
Wir-Gefühl und stehen gemeinsam für die 
Schwächeren, für die Leiseren ein.“

Auch auf die Frage nach der persönlichen 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie hat die 
39-jährige Mutter zweier Kinder eine klare 
Antwort: „Das gelingt uns ganz gut. Mein 
Partner und ich, wir unterstützen uns gegen-
seitig und halten uns den Rücken frei.“ 

Ihr Partner ist in der IT-Branche tätig. „Ein 
großer Vorteil“, weiß Kristin: „Maiko kann 
viel von Zuhause aus arbeiten.“ Eine gute 
Voraussetzung, sich neben Beruf und Ge-
werkschaft gemeinsam um die beiden Söhne 
Tomek Hans und Joris zu kümmern. „Auch 
wenn die Situation uns oft fordert, wissen 
wir, dass sie uns im gleichen Maße unge-
mein bereichert“, sagt Kristin – und ergänzt: 
„Ohne die Unterstützung von Maiko würde 
ich die täglichen Herausforderungen sicher 
nur halb so gut meistern. Doch so kann ich 
meinem Beruf und gewerkschaftlichen Enga-
gement erfolgreich nachgehen und gleich-
zeitig eine begeisterte Mutter sein.“ 
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Jetzt QR-Code scannen 
und Mitglied werden!

Leitfaden der Frauengruppe der Gewerkschaft 
der Polizei – Bezirk Bundespolizei für werdende 
Mütter und Väter

wir werden Eltern!
Juchu,

Bezirk Bundespolizei

6 Juchu, wir werden Eltern

Arbeitsschutz in der Schwangerschaft

Arbeitsplatz

Auf Grundlage des Arbeitsschutzgesetzes 
(ArbSchG)	 und	 unter	 Berücksichtigung	
des	 Mutterschutzgesetzes	 (MuSchG)	
sowie	 der	 Mutterschutz-	 und	 Eltern-
zeitverordnung	 (MuSchEltZV)	 wird	 eine	
„Gefährdungsbeurteilung“	 durch	 den	
Sicherheitstechnischen	 Dienst	 durchge-
führt	 (§	 10	MuSchG).	 Das	 Ergebnis	wird	
der Schwangeren zur Kenntnis gegeben 
und	 die	 Gefährdungsbeurteilung	 wird	
in	 der	 Personalakte	 eingepflegt	 (§	 14	
MuSchG).	

§	9	des	Mutterschutzgesetzes	verpflichtet	
den	 Arbeitgeber/Dienstherrn,	 die	 erfor-
derlichen Maßnahmen bei der Wahl des 
Arbeitsplatzes zum Schutze von Leben 
und	 Gesundheit	 der	 werdenden	 Mutter	
zu	treffen.

Die	Dokumentation	 der	 Tätigkeiten	wer-
dender	 Mütter	 wird	 nicht	 in	 der	 Perso-
nalakte	 eingepflegt.	 Diese	 verbleibt	 im	
Sachvorgang und wird dem jeweiligen 
Arbeitsmedizinischen	 Dienst	 gemeldet.	
Auch	 die	Mitteilung	 an	 die	 Aufsichtsbe-
hörden	kommt	nicht	zur	Personalakte.

Mit der Kenntnis über die Schwanger-
schaft	wird	 der	 Dienstherr	 der	 Vollzugs-
beamtin	ein	Verbot	über	das	Tragen	von	
Waffen	 aussprechen.	 	 Die	 Uniform	 darf	
jedoch auf eigenen Wunsch innerhalb 
des	 Dienstgebäudes	 (ohne	 Außenwir-
kung)	weiterhin	getragen	werden.	

Beim Tragen von ziviler Kleidung kann ein 
Antrag	 auf	 Abnutzungszuschuss	während	
der	 Schwangerschaft	 (BPOL	 650	 034)	 ge-
stellt	werden.

ACHTUNG:	Die	unentgeltliche	Beförderung	
in	Zügen	der	Deutschen	Bahn	AG	entfällt!

Arbeitszeit (§§ 3-6, 28 MuSchG)

●  Keine Überstunden / Mehrarbeit
●			Grundsätzliches	Beschäftigungsverbot	

zwischen	20	Uhr	und	6	Uhr	(Ausnah-
men	im	MuSchG	geregelt)

●			Grundsätzliches	Verbot	von	Sonn-	
und	Feiertagsarbeit	(Ausnahmen	im	
MuSchG	geregelt)	

●   Maximale Arbeitszeit von achteinhalb 
Stunden	/	Tag	und	maximal	90	Stunden	/ 
Doppelwoche	(Sonntage	miteingerech-
net)	–	besondere	Regelungen	gelten	für	
Schwangere	unter	18	Jahren

●   Keine Überschreitung der vertraglich  
vereinbarten wöchentlichen Arbeitszeit 
im	Durchschnitt	des	Monats

●   Ununterbrochene Ruhezeit von  
mindestens elf Stunden nach Beendi-
gung	der	täglichen	Arbeitszeit

Freistellung	für	Arztbesuche	(§	7	MuSchG)

Arztbesuche	 sind	 grundsätzlich	 keine	
Arbeitszeit.	 	 Allerdings	 muss	 der	 Arbeit-
geber die Schwangere, ohne Verdienst-/
Entgeltausfall, freistellen, wenn eine Vor-
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Besoldung, Schichtzulagen, Weihnachtsgeld 

Steuerklassenänderung

Informationen,	wie	sinnvoll	es	ist,	die	Steuer-
klassen	 der	 werdenden	 Eltern	 zu	 ändern,	
können	über	die	Finanzämter	oder	über	eine	

Steuerberaterin / einen Steuerberater bezo-
gen	werden.

Besoldung

Die	Besoldung	wird	während	der	Schwan-
gerschaft,	 einem	 eventuellen	 Beschäf-
tigungsverbot	 und	 dem	 Mutterschutz	
weitergezahlt.	 Tarifbeschäftigte	 erhalten	
während	 des	 Mutterschutzes	 vor	 und	
nach	 der	 Geburt	 Mutterschutzgeld	 und	
abhängig	vom	Einkommen	den	Arbeitge-
berzuschuss	(§	19	MuSchG).

Für Zeiten eines eventuellen Be-
schäftigungsverbotes	 außerhalb	
der	 Schutzfristen	 vor	 bzw.	 nach	 der	
Schwangerschaft	 hat	 der	 Arbeit-
geber	 Mutterschutzlohn	 zu	 zahlen. 
Auf vermögenswirksame Leistungen be-

steht	 während	 der	 Elternzeit	 kein	 An-
spruch.	Dieser	entfällt	für	volle	Kalender-
monate	einer	Elternzeit.

Schichtzulagen 

Die	 Zulagen	 gemäß	 Erschwerniszulagen-
verordnung	 (EZulV)	werden	 auf	 Grundla-
ge	von	§	2	MuSchEltZV	bis	zum	Ende	des	
Mutterschutzes	 gezahlt.	 Grundlage	 hier-
für,	gemäß	§	3	MuSchEltZV,	ist	die	Berech-
nung	des	Zulagendurchschnittes	der	 letz-
ten drei Monate vor Beginn des Monats, 
in	 dem	 die	 Schwangerschaft	 eingetreten	
ist.	Dies	sollte	bei	der	Familienplanung	be-
rücksichtigt	werden.	
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Neues Outfit für 
die GdP
Einfach, universell und modern

100 Möglichkeiten  
für 100 Layouts

Variabilität
Kreativität ist erwünscht

1  Mögliche Layoutvarianten
Unter Berücksichtigung der in den vorangegangenen Kapiteln beschriebenen 
Vorgaben, können auch alternative Layouts für Broschüren, Flyer, Poster oder 
Präsentationssysteme aufgebaut werden. 

Neues Outfit für 
die GdP
Einfach, universell und modern
Vor dem Hintergrund sich ständig wandelnder und neu hinzukommender Anforderungen  
an die Außendarstellung der GdP soll das bestehende Corporate Design hinsichtlich  
praktischer Anwendbarkeit, einem zukunftsorientierten  Erscheinungsbild und  
digitalen Kommunikationswegen optimiert werden. 

Einfach, universell und modern
Vor dem Hintergrund sich ständig wandelnder  
und neu hinzukommender Anforderungen an  
die Außendarstellung der GdP soll das  
bestehende Corporate Design hinsichtlich  
praktischer Anwendbarkeit, einem  
zukunftsorientierten  Erscheinungsbild  
und digitalen Kommunikationswegen  
optimiert werden. 

Neues Outfit für  
die GdP
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Notizen
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